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1. Satzung zur Vierten Änderung der Hauptsatzung der Stadt Rees vom  20.12.2016 

Präambel 

Aufgrund von § 7 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Bstb. f der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW 1994, S. 

666 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496), hat 

der Rat der Stadt Rees am 20.12.2016 mit der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Ratsmitglieder 

die folgende Satzung zur Vierten Änderung der Hauptsatzung vom 16.04.2008 beschlossen: 

 

§ 1 
§ 13 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

Für jede Ortschaft wird vom Rat ein Ortsvorsteher gewählt. Für die Ortschaft Rees wird zudem ein 

Stellvertreter des Ortsvorstehers gewählt. Die Wahl erfolgt für die Dauer der Wahlzeit des Rates. 

Der Ortsvorsteher muss in der Ortschaft, für die er bestellt wird, wohnen und dem Rat angehören 

oder angehören können. 

 

§ 2 
In § 13 Absatz 4 wird nach Satz 2 folgender Satz 3 eingefügt: 

Der Stellvertreter des Ortsvorstehers der Ortschaft Rees erhält die nach Satz 1 zustehende Auf-

wandsentschädigung zur Hälfte. 

 

§ 3 
In § 13 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

Im Übrigen gelten die Regelungen der Absätze 1 bis 4 für den Vertreter des Ortsvorstehers der Ort-

schaft Rees entsprechend. 

 

§ 4 
Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung zur Vierten Änderung der Hauptsatzung der Stadt Rees vom  20.12.2016 

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß § 7 

Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 

dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn,  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt,  

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,   

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet  

 oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei  

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 

Rees, den 20.12.2016 

 

Christoph Gerwers 

Bürgermeister 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10530&val=10530&seite=878&sg=0&menu=1
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2. Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche  

Abwasseranlage (Entwässerungssatzung) der Stadt Rees vom 20.12.2016  

Aufgrund §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

25.06.2015 (GV NRW  S. 496), §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der 

Fassung vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.08.2016 (BGBl. I 

S. 1972), § 46 Abs. 2 des Landeswassergesetzes NRW (LWG) vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.07.2016 (GV NRW S. 559), der Selbstüberwachungsverord-

nung Abwasser (SüwVO Abw) (GV NRW S. 602) in der geltenden Fassung sowie des Gesetzes über 

Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1997 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

18.07.2016 (BGBl. I S. 1666), hat der Rat der Stadt Rees am 20.12.2016 folgende Satzung beschlos-

sen:  

§ 1 

Allgemeines 

(1) Die Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt umfasst unter anderem das Sammeln, Fortleiten, Be-

handeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln des im Stadtgebiet anfallenden Ab-

wassers, das Entwässern und Entsorgen des Klärschlamms sowie die Übergabe des Abwassers 

an den Abwasserbehandlungsverband Kalkar-Rees. Zur Abwasserbeseitigungspflicht gehören 

nach § 46 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 - Nr. 6  LWG insbesondere 

1. die Planung der abwassertechnischen Erschließung von Grundstücken, deren Bebaubarkeit nach 

Maßgabe des Baugesetzbuches durch einen Bebauungsplan, Vorhaben- und Erschließungsplan 

oder eine Klarstellungs-, Entwicklungs-, und Ergänzungssatzung begründet worden ist, 

2. das Sammeln und Fortleiten des auf den Grundstücken des Stadtgebietes anfallenden Abwassers 

sowie die Aufstellung und Fortschreibung eines Bestands- und Betriebsplanes  nach § 57 Abs. 1 

S. 4 und 5 LWG, 

3. das Behandeln und die Einleitung des nach Nr. 2 übernommenen Abwassers sowie die Aufbe-

reitung des durch die Abwasserbeseitigung anfallenden Klärschlamms für seine ordnungsgemä-

ße Verwertung oder Beseitigung, 

4. die Errichtung und der Betrieb sowie die Erweiterung oder Anpassung der für die Abwasserbe-

seitigung nach den Nr. 2 und 3 notwendigen Anlagen an die Anforderungen der §§ 54 - 61 

WHG und des § 56 LWG, 

5. das Einsammeln und Abfahren des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms und dessen Auf-

bereitung für eine ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung (§ 54 Abs. 2 S. 2 WHG i.V.m. 

§ 46 Abs. 1 S. 2 Nr. 5 LWG); hierfür gilt die gesonderte Satzung der Stadt Rees über die Ent-

sorgung des Inhaltes von Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose 

Gruben) in der Fassung vom 20.12.2016, 

6.   die Aufstellung und Vorlage des Abwasserbeseitigungskonzeptes nach Maßgabe des § 47 LWG. 

 

(2) Die Stadt stellt zum Zweck der Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet und zum Zweck der Ver-

wertung oder Beseitigung der bei der städtischen Abwasserbeseitigung anfallenden Rückstände 

die erforderlichen dezentralen und zentralen Anlagen als öffentliche Einrichtung zur Verfügung 

(öffentliche Abwasseranlagen). Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören auch dezentrale öf-

fentliche Versickerungsanlagen für Niederschlagswasser sowie Auffang- bzw. Ableitungsgräben 

wie z. B. Straßen- bzw. Wegeseitengräben, die zum Bestandteil der öffentlichen Abwasseranla-

ge gewidmet worden sind. Die öffentlichen, dezentralen und zentralen Abwasseranlagen bilden 

eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit.  

 

(3) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlage sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, 

Erweiterung, Erneuerung, Änderung, Sanierung oder Beseitigung bestimmt die Stadt im Rah-

men der ihr obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht. 
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§ 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Satzung bedeuten: 

1. Abwasser: 

  Abwasser ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser im Sinne des § 54 Abs. 1 WHG. 

 

2. Schmutzwasser: 

 Schmutzwasser ist nach § 54 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 WHG das durch häuslichen, gewerblichen, land-

wirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte und das bei Tro-

ckenwetter damit zusammen abfließende Wasser. Als Schmutzwasser gelten nach § 54 Abs. 1 S. 

2 WHG auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen austretenden 

und gesammelten Flüssigkeiten. 

 

3. Niederschlagswasser: 

 Niederschlagswasser ist nach § 54 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 WHG das von Niederschlägen aus dem Be-

reich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser. 

 

4. Mischsystem: 

Im Mischsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser gemeinsam gesammelt und fortge-

leitet. 

 

5. Trennsystem: 

 Im Trennsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser getrennt gesammelt und fortgelei-

tet. 

 

6. Öffentliche Abwasseranlage: 

a) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören alle von der Stadt selbst oder in ihrem Auftrag be-

triebenen Anlagen, die dem Sammeln, Fortleiten, Behandeln und Einleiten von Abwasser 

sowie der Verwertung oder Beseitigung der bei der städtischen Abwasserbeseitigung anfal-

lenden Rückstände dienen. 
b) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören auch die Grundstücksanschlussleitungen. Die 

Hausanschlussleitungen gehören nicht zur öffentlichen Abwasseranlage.  

c) Nicht zur öffentlichen Abwasseranlage im Sinne dieser Satzung gehören Kleinkläranlagen 

und abflusslose Gruben. 

  

7. Anschlussleitungen: 

 Unter Anschlussleitungen im Sinne dieser Satzung werden Grundstücks- und Hausanschlusslei-

tungen verstanden. 

 a) Grundstücksanschlussleitungen sind die Leitungen von der öffentlichen Sammelleitung bis 

zur Grenze des jeweils anzuschließenden Grundstückes. 

 b) Hausanschlussleitungen sind die Leitungen von der privaten Grundstücksgrenze bis zu dem 

Gebäude oder Ort auf dem Grundstück, wo das Abwasser anfällt. Zu den Hausanschlusslei-

tungen gehören auch Leitungen unter der Bodenplatte des Gebäudes auf dem Grundstück, in 

dem Abwasser anfällt, sowie Revisionsschächte und Inspektionsöffnungen. Bei Druckent-

wässerungsnetzen ist die Druckstation (incl. Pumpe) auf dem privaten Grundstück Bestand-

teil der Hausanschlussleitung. 

 

8. Haustechnische Abwasseranlagen: 

 Haustechnische Abwasseranlagen sind die Einrichtungen innerhalb und an zu entwässernden 

Gebäuden, die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung, Rückhaltung und Ableitung des Ab-

wassers auf dem Grundstück dienen (z. B. Abwasserrohre im Gebäude, Dachrinnen, Hebeanla-

ge). Sie gehören nicht zur öffentlichen Abwasseranlage. 
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9. Druckentwässerungsnetz: 

Druckentwässerungsnetze sind zusammenhängende Leitungsnetze, in denen der Transport von 

Abwasser einer Mehrzahl von Grundstücken durch von Pumpen erzeugten Druck erfolgt. Die 

Druckpumpen und Pumpenschächte sind regelmäßig technisch notwendige Bestandteile des je-

weiligen Gesamtnetzes, sie sind jedoch Bestandteil der Hausanschlussleitung, die nicht zur öf-

fentlichen Abwasseranlage gehört. 

 

10. Abscheider: 

Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- und Schwerflüssigkeitsabscheider, Stärkeabscheider und 

ähnliche Vorrichtungen, die das Eindringen schädlicher Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage 

durch Abscheiden aus dem Abwasser verhindern. 

 

11. Anschlussnehmer: 

Anschlussnehmer ist der Eigentümer eines Grundstückes, das an die öffentliche Abwasseranlage 

angeschlossen ist. § 20 Abs. 1 gilt entsprechend. 

 

12. Indirekteinleiter: 

Indirekteinleiter ist derjenige Anschlussnehmer, der Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage 

einleitet oder sonst hineingelangen lässt (vgl. § 58 WHG). 

 

13. Grundstück: 

Grundstück ist unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder zusammenhängende Grund-

besitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. Befinden sich auf einem Grundstück 

mehrere bauliche Anlagen, so kann die Stadt für jede dieser Anlagen die Anwendung der für 

Grundstücke maßgeblichen Vorschriften dieser Satzung verlangen. 

 

§ 3 

Anschlussrecht 

Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt liegenden Grundstückes ist vorbehaltlich der Einschrän-

kungen in dieser Satzung berechtigt, von der Stadt den Anschluss seines Grundstückes an die beste-

hende öffentliche Abwasseranlage zu verlangen (Anschlussrecht). 

 

§ 4 

Begrenzung des Anschlussrechts 

(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die an eine betriebsfertige und 

aufnahmefähige öffentliche Abwasseranlage angeschlossen werden können. Dazu muss die öf-

fentliche Abwasserleitung in unmittelbarer Nähe des Grundstückes oder auf dem Grundstück 

verlaufen. Eine öffentliche Abwasserleitung verläuft auch dann in unmittelbarer Nähe des 

Grundstückes, wenn über einen öffentlichen oder privaten Weg ein unmittelbarer Zugang zu ei-

ner Straße besteht, in welcher ein öffentlicher Kanal verlegt ist. Die Stadt kann den Anschluss 

auch in anderen Fällen zulassen, wenn hierdurch das öffentliche Wohl nicht beeinträchtigt wird. 

 

(2) Die Stadt kann den Anschluss versagen, wenn die zuständige Behörde unter den Voraussetzun-

gen des § 49  Abs. 5 S. 1 LWG die Abwasserbeseitigungspflicht auf Antrag der Stadt auf den 

privaten Grundstückseigentümer übertragen hat. Dies gilt nicht, wenn sich der Grundstücksei-

gentümer bereit erklärt, die mit dem Anschluss verbundenen Mehraufwendungen zu tragen. 

 

(3) Der Anschluss ist auch ausgeschlossen, soweit die Stadt von der Abwasserbeseitigungspflicht 

befreit ist und die Abwasserbeseitigungspflicht gemäß § 49 Abs. 6 LWG auf einen Dritten über-

tragen worden ist. 
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§ 5 

Anschlussrecht für Niederschlagswasser 

 

(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich grundsätzlich auch auf das Niederschlagswasser. 

 

(2) Dies gilt nicht für Niederschlagswasser von Grundstücken, soweit die Pflicht zur Beseitigung 

gemäß § 49 Abs. 4 LWG dem Eigentümer des Grundstückes obliegt oder anderweitig (z.B. § 49 

Abs. 3 LWG) einem Dritten zugewiesen ist. 

 

§ 6 

Benutzungsrecht 

Nach der betriebsfertigen Herstellung der Anschlussleitung hat der Anschlussnehmer vorbehaltlich 

der Einschränkungen in dieser Satzung und unter Beachtung der technischen Bestimmungen für den 

Bau und Betrieb der haustechnischen Abwasseranlagen das Recht, das auf seinem Grundstück anfal-

lende Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungsrecht). 

 

§ 7 

Begrenzung des Benutzungsrechts 

(1) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen solche Stoffe und Abwässer nicht eingeleitet werden, 

die aufgrund ihrer Inhaltsstoffe 

1. die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden,  

2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige Personal gefährden oder gesundheitlich 

beeinträchtigen,  

3. die Abwasseranlage in ihrem Bestand angreifen, ihre Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung 

gefährden, erschweren oder behindern,  

4. den Betrieb der Abwasserbehandlung erheblich erschweren oder verteuern,  

5. die Klärschlammbehandlung, -beseitigung oder -verwertung beeinträchtigen oder verteuern 

oder 

6. die Abwasserreinigungsprozesse in der Abwasserbehandlungsanlage so erheblich stören, 

dass dadurch die Anforderungen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht eingehal-

ten werden können. 

 

(2) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen insbesondere nicht eingeleitet werden: 

1. feste Stoffe, auch in zerkleinertem Zustand, die zu Ablagerungen oder Verstopfungen in der 

Kanalisation führen können, 

2. Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und sonstigen privaten Behandlungsanlagen,  

3. Abwässer und Schlämme aus Anlagen zur örtlichen Abwasserbeseitigung, insbesondere aus 

Kleinkläranlagen, abflusslosen Gruben, Sickerschächten, Schlammfängen und gewerblichen 

Sammelbehältern, soweit sie nicht in eine für diesen Zweck vorgesehene städtische Einlei-

tungsstelle eingeleitet werden, 

4. flüssige Stoffe, die im Kanalnetz erhärten können, sowie Stoffe, die nach Übersättigung im 

Abwasser in der Kanalisation ausgeschieden werden und zu Abflussbehinderungen führen 

können, 

5. nicht neutralisierte Kondensate aus erd- und flüssiggasbetriebenen Brennwertanlagen mit 

einer Nennwärmeleistung von mehr als 100 KW sowie nicht neutralisierte Kondensate aus 

sonstigen Brennwertanlagen, 

6. radioaktives Abwasser, 

7. Inhalte von Chemietoiletten, 

8. nicht desinfiziertes Abwasser aus Infektionsabteilungen von Krankenhäusern und 

medizinischen Instituten, 

9. flüssige Stoffe aus landwirtschaftlicher Tierhaltung wie Gülle, Jauche und Molke,  
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10. Silagewasser und ähnliches Sickerwasser, 

11. Grund-, Drainage- Kühl-, Qualmwasser und sonstiges Wasser, wie z. B. wild abfließendes 

Wasser (§ 37 WHG), 

12. Blut aus Schlachtungen, 

13. gasförmige Stoffe und Abwasser, das Gase in schädlichen Konzentrationen freisetzen kann, 

14. feuergefährliche und explosionsfähige Stoffe sowie Abwasser, aus dem explosionsfähige 

Gas-Luft-Gemische entstehen können, 

15. Emulsionen von Mineralölprodukten, 

16. Medikamente und pharmazeutische Produkte. 

 

(3) Abwasser darf nur eingeleitet werden, wenn folgende Grenzwerte an der Übergabestelle zur 

öffentlichen Abwasseranlage nicht überschritten sind: 

 

   1 Allgemeine Parameter  

a) Temperatur 35 ° C 

b) ph-Wert wenigstens 6,5,  

höchstens 10,0 

c) absetzbare Stoffe nicht begrenzt 

 Soweit eine Schlammabscheidung wegen der ordnungsgemä-

ßen Funktionsweise der öffentlichen Abwasseranlage erfor-

derlich ist, kann eine Begrenzung im Bereich von 1 - 10 ml/l 

nach 0,5 Stunden Absetzzeit, in besonderen Fällen auch da-

runter, erfolgen. 

 

2 Schwerflüchtige lipophile Stoffe (u. a. verseifbare Öle, Fette) 
a) direkt abscheidbar (DIN 38409 Teil 19) 100 mg/l 

b) soweit Menge und Art des Abwassers bei Bemessung nach 

DIN 4040 zu Abscheider-anlagen über Nenngröße 10 (> NG 

10) führen: gesamt (DIN 38409 Teil 17) 

250 mg/l 

3 Kohlenwasserstoffe  

a)  direkt abscheidbar (DIN 38409 Teil 19), DIN 1999 Teil 1 - 6 

beachten. Bei den in der Praxis häufig festzustellenden Zu-

laufkonzentrationen und richtiger Dimensionierung ist der 

Wert von 50 mg/l bei ordnungsgemäßem Betrieb erreichbar.  

50 mg/l 

 

b) gesamt (DIN 38409 Teil 18) 100 mg/l 

c) soweit im Einzelfall eine weitergehende Entfernung der Koh-

lenwasserstoffe erforderlich ist: gesamt (DIN 38409 Teil 18)  

20 mg/l 

4 Halogenierte organische Verbindungen 
a)  adsorbierbare organische Halogenverbindungen (AOX) 1 mg/l 

b) leichtflüchtige halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW) als 

Summe aus Trichlorethen, Tetrachlorethen, 1,1,1-

Trichlorethan, Dichlormethan, gerechnet als Chlor (Cl) 

0,5 mg/l 

5 Organische halogenfreie Lösemittel 
  mit Wasser ganz oder teilweise mischbar und biologisch ab-

baubar (DIN 38412, Teil 25): Entsprechend spezieller Festle-

gung, jedoch Richtwert nicht größer als er der Löslichkeit 

entspricht oder als  

 

 

5 g/l 

6 Anorganische Stoffe (gelöst und ungelöst) 
 Antimon (Sb) 0,5 mg/l 

 Arsen (As) 0,5 mg/l 

 Barium (Ba) 5   mg/l 

 Blei (Pb) 1   mg/l 

 Cadmium (Cd) 0,5 mg/l 
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 Chrom (Cr) 1   mg/l 

 Chrom-VI (Cr) 0,2 mg/l 

 Cobalt (Co) 2   mg/l 

 Kupfer (Cu) 1   mg/l 

 Nickel (Ni) 1   mg/l 

 Selen (Se) 2   mg/l 

 Silber (Ag) 1   mg/l 

 Quecksilber (Hg) 0,1 mg/l 

 Zinn (Sn) 5   mg/l 

 Zink (Zn) 5   mg/l 

 Aluminium (Al) und Eisen (Fe) 

keine Begrenzung, soweit keine Schwierigkeiten bei der Ab-

wasserbehandlung und -reinigung auftreten (siehe 1 c) 

 

7 7. Anorganische Stoffe (gelöst)  

a) Stickstoff aus Ammonium und Ammoniak (NH4-N+NH3-N) 100 mg/l < 5000 EW 

200 mg/l > 5000 EW 

b) Stickstoff aus Nitrit, falls größere Frachten anfallen (NO2-N)   10 mg/l 

c) Cyanid, gesamt (CN)   20 mg/l 

d) Cyanid, leicht freisetzbar      1 mg/l 

e) Sulfat (SO4) 600 mg/l 

f) Sulfid      2 mg/l 

g) Fluorid (F)   50 mg/l 

h) Phosphatverbindungen (P)   50 mg/l 

8 Weitere organische Stoffe  

a) wasserdampfflüchtige halogenfreie Phenole (als C6H5OH) 100 mg/l 

b) Farbstoffe 

nur in einer so niedrigen Konzentration, dass der Vorfluter 

nach Einleitung des Ablaufs einer mechanisch-biologischen 

Kläranlage visuell nicht gefärbt erscheint 

 

9 Spontane Sauerstoffzehrung  

 gemäß Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- 

und Schlammuntersuchung „Bestimmung der spontanen 

Sauerstoffzehrung (G24)“, 17. Lieferung; 1986 

100 mg/l 

  

Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, diese Grenzwerte einzuhalten, 

darf nicht erfolgen. 

 

(4) Die Stadt kann im Einzelfall Schadstofffrachten, Volumenstrom und/oder Konzentration festle-

gen. Sie kann das Benutzungsrecht davon abhängig machen, dass auf dem Grundstück eine 

Vorbehandlung oder Rückhaltung und dosierte Einleitung des Abwassers erfolgt. 

 

(5) Eine Einleitung von Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage auf anderen Wegen als über 

die Anschlussleitung eines Grundstückes darf nur mit Einwilligung der Stadt erfolgen.  

 

(6) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage ist ausgeschlossen, soweit die Stadt von der 

Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist. 

 

(7) Die Stadt kann auf Antrag befristete, jederzeit widerrufliche Befreiungen von den Anforderun-

gen der Abs. 2 - 6 erteilen, wenn sich andernfalls eine nicht beabsichtigte Härte für den Ver-

pflichteten ergäbe und Gründe des öffentlichen Wohls der Befreiung nicht entgegenstehen. Ins-

besondere kann die Stadt auf Antrag zulassen, dass Grund-, Drainage-, Kühlwasser und sonsti-

ges Wasser, wie z. B. wild abfließendes Wasser (§ 37 WHG) der Abwasseranlage zugeführt 
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werden. Der Indirekteinleiter hat seinem Antrag die von der Stadt verlangten Nachweise beizu-

fügen. 

 

(8)  Ein Anspruch auf Einleitung von Stoffen, die kein Abwasser sind, in die öffentliche Abwasser-

anlage besteht nicht. Dies gilt auch für den Fall, dass die zuständige Behörde im Fall des § 55 

Abs. 3 WHG die Einleitung gemäß § 58 Abs. 1 LWG genehmigt. 

 

(9) Die Stadt kann die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um 

 

1. das Einleiten oder Einbringen von Abwasser oder Stoffen zu verhindern, das unter Verlet-

zung der Abs. 1 und 2 erfolgt, 

2. das Einleiten von Abwasser zu verhindern, das die Grenzwerte nach Abs. 3 nicht einhält. 

  

§ 8 

Abscheide- und sonstige Vorbehandlungsanlagen 

(1) Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel, Heiz- oder Schmieröl sowie fett-

haltiges Abwasser ist vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage in entsprechende 

Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln. Für fetthaltiges häusliches Abwasser gilt dies je-

doch nur, wenn die Stadt im Einzelfall verlangt, dass auch dieses Abwasser in entsprechende 

Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln ist.  

 

(2) Für die Einleitung von Niederschlagswasser kann von der Stadt eine Behandlung (Reinigung) 

auf dem Grundstück des Anschlussnehmers in einer von ihm zu errichtenden und zu betreiben-

den Abscheide- oder sonstigen Behandlungsanlage angeordnet werden, wenn der Verschmut-

zungsgrad des Niederschlagswassers für die Stadt eine Pflicht zur Behandlung nach dem sog. 

Trennerlass vom 26.05.2004 (MinBl. NRW S. 583) auslöst. Die vorstehende Behandlungspflicht 

gilt auch für Straßenbaulastträger, die das Straßenoberflächenwasser in die öffentliche Abwas-

seranlage einleiten. 

 

(3) Stoffe aus Verarbeitungsbetrieben tierischer Nebenprodukte und von Schlachtabwässern aus 

Schlachthöfen nach den Art. 8, 9 und 10 (Material der Kategorien 1, 2 und 3) der Verordnung 

(EG) Nr. 1069/2009 müssen durch den Anschlussnehmer durch ein Feststoffrückhaltesystem mit 

einer maximalen Maschenweite von 2 mm geführt werden. 

 

(4) Die Abscheider- und sonstigen Vorbehandlungsanlagen und deren Betrieb müssen den einschlä-

gigen technischen und rechtlichen Anforderungen entsprechen. Die Stadt kann darüber hinaus-

gehende Anforderungen an den Bau, Betrieb und die Unterhaltung der Abscheider stellen, so-

fern dies im Einzelfall zum Schutz der öffentlichen Abwasseranlage erforderlich ist. 

 

(5) Das Abscheidegut oder die Stoffe, die bei der Vorbehandlung anfallen, sind in Übereinstim-

mung mit den abfallrechtlichen Vorschriften zu entsorgen und dürfen der öffentlichen Abwas-

seranlage nicht zugeführt werden. 

 

§ 9 

Anschluss- und Benutzungszwang 

(1) Jeder Anschlussberechtigte ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung verpflichtet, 

sein Grundstück in Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG an die öffentli-

che Abwasseranlage anzuschließen, sobald Abwasser auf dem Grundstück anfällt (Anschluss-

zwang). 
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(2) Der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung verpflichtet, das 

gesamte auf seinem Grundstück anfallende Abwasser (Schmutz- und Niederschlagswasser) in 

die öffentliche Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungszwang), um seine Abwasserüberlas-

sungspflicht nach § 48 LWG zu erfüllen. 

 

(3) Ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht nicht, wenn die in § 49 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 LWG 

genannten Voraussetzungen für in landwirtschaftlichen Betrieben anfallendes Abwasser vorlie-

gen. Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist der Stadt nachzuweisen. 

 

(4) Unabhängig vom Vorliegen der in Abs. 3 erwähnten Voraussetzungen ist das häusliche Abwas-

ser aus landwirtschaftlichen Betrieben an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen und 

dieser zuzuführen. 

 

(5) Der Anschluss- und Benutzungszwang besteht in Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht 

nach § 48 LWG auch für das Niederschlagswasser. Dieses gilt nicht in den Fällen des § 5 Abs. 2 

dieser Satzung.  

 

(6) In den im Trennsystem entwässernden Bereichen sind das Schmutz- und Niederschlagswasser 

den jeweils dafür bestimmten Anlagen zuzuführen. 

 

(7) Bei Neu- und Umbauten muss das Grundstück vor der Benutzung der baulichen Anlage an die 

öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sein. Ein Zustimmungsverfahren nach § 14 Abs. 1 ist 

durchzuführen. 

 

(8) Entsteht das Anschlussrecht erst nach der Errichtung einer baulichen Anlage, so ist das Grund-

stück innerhalb von drei Monaten anzuschließen, nachdem durch öffentliche Bekanntmachung 

oder Mitteilung an den Anschlussberechtigten angezeigt wurde, dass das Grundstück ange-

schlossen werden kann. 

 

§ 10 

Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für Schmutzwasser 

(1) Der Grundstückseigentümer kann auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungszwang für 

Schmutzwasser ganz oder teilweise befreit werden, wenn ihm die Abwasserbeseitigungspflicht 

durch die zuständige Behörde ganz oder teilweise übertragen worden ist.  

 

(2) Die anderweitige Beseitigung oder Verwertung des Schmutzwassers um Abwassergebühren zu 

sparen, begründet keinen Anspruch auf Befreiung. 

 

§ 11 

Nutzung des Niederschlagswassers 

Beabsichtigt der Grundstückseigentümer die Nutzung des auf seinem Grundstück anfallenden Nie-

derschlagswassers, so hat er dies der Stadt anzuzeigen. Die Stadt stellt ihn in diesem Fall unter den 

Voraussetzungen des § 49 Abs. 4 S. 3 LWG von der Überlassung des verwendeten Niederschlags-

wassers frei, wenn dessen ordnungsgemäße Verwendung auf dem Grundstück sichergestellt ist und 

ein Überlauf an den öffentlichen Kanal besteht, so dass eine Überschwemmung von Nachbargrund-

stücken dadurch ausgeschlossen werden kann.  

 

§ 12 

Besondere Bestimmungen für Druckentwässerungsnetze 

(1) Führt die Stadt aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen die Entwässerung mittels eines 

Druckentwässerungsnetzes durch, hat der Grundstückseigentümer auf seine Kosten auf seinem 
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Grundstück einen Pumpenschacht mit einer für die Entwässerung ausreichend bemessenen 

Druckpumpe sowie die dazugehörige Druckleitung bis zur Grundstücksgrenze herzustellen, zu 

betreiben, zu unterhalten, instand zu halten und gegebenenfalls zu ändern und zu erneuern. Die 

Entscheidung über Art, Ausführung, Bemessung und Lage des Pumpenschachtes, der Druck-

pumpe und dazugehörigen Druckleitung trifft die Stadt. 

 

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Wartung der Druckpumpe entsprechend den 

Angaben des Herstellers sicherzustellen. Die Stadt kann den Nachweis der durchgeführten War-

tungsarbeiten verlangen. 

  

(3) Der Pumpenschacht muss jederzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. Eine Überbauung oder 

Bepflanzung des Schachtes und der Druckleitung ist unzulässig. 

 

§ 13 

Ausführung von Anschlussleitungen 

(1) Jedes anzuschließende Grundstück ist unterirdisch mit einer eigenen Anschlussleitung und ohne 

technischen Zusammenhang mit den Nachbargrundstücken an die öffentliche Abwasseranlage 

anzuschließen. In Gebieten mit Mischsystem (Mischwasserkanal) ist für jedes Grundstück eine 

Anschlussleitung, in Gebieten mit Trennsystem (Schmutz- und Regenwasserkanal) je eine An-

schlussleitung für Schmutz- und für Niederschlagswasser herzustellen. Im Trennsystem sind für 

Schmutz- und Niederschlagswasser jeweils getrennte Revisionsschächte oder Inspektionsöff-

nungen vorzusehen. Die näheren Einzelheiten ergeben sich aus § 13 Abs. 4 dieser Satzung. Auf 

Antrag können mehrere Anschlussleitungen verlegt werden. Die Stadt kann den Nachweis über 

den ordnungsgemäßen Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage im Rahmen des Zustim-

mungsverfahrens nach § 14 dieser Satzung verlangen. 

 

(2) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehrere selbständige Grundstücke geteilt, so 

gilt Abs. 1 für jedes der neu entstehenden Grundstücke. 

 

(3) Der Grundstückseigentümer hat sich gegen Rückstau von Abwasser aus dem öffentlichen Kanal 

zu schützen. Hierzu hat er in Ablaufstellen unterhalb der Rückstauebene (in der Regel die Stra-

ßenoberkante) funktionstüchtige sowie geeignete Rückstausicherungen gemäß den allgemein 

anerkannten Regeln der Technik einzubauen. Die Rückstausicherung muss jederzeit zugänglich 

sein und so errichtet und betrieben werden, dass eine Selbstüberwachung des Zustandes und der 

Funktionstüchtigkeit der Anschlussleitung möglich ist. 

 

(4) Bei der Neuerrichtung einer Anschlussleitung auf einem privaten Grundstück hat der Grund-

stückseigentümer unter Beachtung des § 8 Abs. 1 S. 4 SüwVO Abw in der Nähe der Grund-

stücksgrenze einen geeigneten Revisionsschacht mit Zugang für Personal oder eine geeignete 

Inspektionsöffnung auf seinem Grundstück außerhalb des Gebäudes einzubauen. Bei bestehen-

den Anschlussleitungen ist der Grundstückseigentümer zum nachträglichen Einbau eines geeig-

neten Revisionsschachtes oder einer geeigneten Inspektionsöffnung verpflichtet, wenn er die 

Anschlussleitung erneuert oder verändert. In Ausnahmefällen kann auf Antrag des Grundstücks-

eigentümers von der Errichtung eines Revisionsschachtes oder einer Inspektionsöffnung außer-

halb des Gebäudes abgesehen werden. Die Inspektionsöffnung bzw. der Revisionsschacht muss 

jederzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. Eine Überbauung oder Bepflanzung ist unzulässig. 

 

(5) Die Anzahl, Führung, lichte Weite und technische Ausführung der Anschlussleitungen sowie die 

Lage, Ausführung und lichte Weite des Revisionsschachtes oder der Inspektionsöffnung be-

stimmt die Stadt. 

  



 

 

12 

REESER AMTSBLATT, Ausgabe 20, Jahrgang 2016, vom 28.12.2016, Seite 12 

Herausgeber: Bürgermeister Rees, Rathaus, Markt 1, 46459 Rees 

 

(6) Die Herstellung, Erneuerung, Veränderung, Beseitigung sowie laufende Unterhaltung der haus-

technischen Abwasseranlagen sowie der Hausanschlussleitung auf dem anzuschließenden 

Grundstück führt der Grundstückseigentümer auf seine Kosten durch. Die Hausanschlussleitung 

ist in Abstimmung mit der Stadt zu erstellen. 

  

(7) Besteht für die Ableitung des Abwassers kein natürliches Gefälle zur öffentlichen Abwasseran-

lage, so kann die Stadt vom Grundstückseigentümer den Einbau und Betrieb einer Hebeanlage 

zur ordnungsgemäßen Entwässerung des Grundstückes verlangen. Die Kosten trägt der Grund-

stückseigentümer. Die Hebeanlage muss so errichtet und betrieben werden, dass eine Selbst-

überwachung des Zustandes und der Funktionstüchtigkeit der Anschlussleitung möglich ist. 

 

(8) Auf Antrag kann die Stadt zulassen, dass zwei oder mehrere Grundstücke durch eine gemeinsa-

me Anschlussleitung entwässert werden. Der Antrag wird insbesondere unter Berücksichtigung 

der Regelung in § 46 Abs. 1 S. 3 LWG dann abgelehnt, wenn die Leitungs-, Benutzungs- und 

Unterhaltungsrechte nicht durch eine im Grundbuch eingetragene entsprechende Grunddienst-

barkeit (§ 1018 BGB) abgesichert worden sind. Der Nachweis der Absicherung ist durch einen 

Auszug aus dem Grundbuch zu führen. 

 

(9) Werden an Straßen, in denen noch keine öffentliche Abwasseranlage vorhanden ist, Neubauten 

errichtet oder Nutzungen vorgenommen, die einen Abwasseranfall nach sich ziehen, hat der 

Grundstückseigentümer auf seinem Grundstück Anlagen für einen späteren Anschluss in Ab-

stimmung mit der Stadt auf seine Kosten vorzubereiten. 

  

§ 14 

Zustimmungsverfahren 

(1) Die Herstellung oder Änderung des Anschlusses bedarf der vorherigen Zustimmung der Stadt. 

Diese ist rechtzeitig, spätestens jedoch vier Wochen vor der Durchführung der Anschlussarbei-

ten, zu beantragen. Besteht Anschluss- und Benutzungszwang an die öffentliche Abwasseranla-

ge, gilt der Antrag mit der Aufforderung der Stadt den Anschluss vorzunehmen, als gestellt. Die 

Zustimmung wird ungeachtet privater Rechte erteilt. Sie ersetzt nicht die für den Bau oder Be-

trieb der Grundstücksentwässerungsanlagen nach anderen Rechtsvorschriften (z.B. Bau- oder 

Wasserrecht) erforderliche Genehmigung. Sie kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt wer-

den. Durch die Zustimmung übernimmt die Stadt keine zivilrechtliche Haftung für die fehlerfreie 

und vorschriftsmäßige Planung und Ausführung der Anschlussleitung. 

 

(2) Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes hat der Anschlussnehmer eine 

Woche vor der Außerbetriebnahme des Anschlusses der Stadt mitzuteilen. Diese sichert die An-

schlussleitung auf Kosten des Anschlussnehmers. 

 

(3) Der Stadt ist das Datum des Anschlusses des Grundstücks an die öffentliche Abwasseranlage 

mitzuteilen. 

 

§ 15 

Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen 

(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen gilt die Verordnung 

zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen NRW (SüwVO Abw). Private Abwasserleitungen 

sind gemäß den §§ 60 und 61 WHG, § 56 LWG und § 8 Abs. 1 SüwVO Abw so zu errichten 

und zu betreiben, dass die Anforderungen an die Abwasserbeseitigung eingehalten werden. 

Hierzu gehört auch die ordnungsgemäße Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 

LWG gegenüber der Stadt. 
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(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasserleitungen dürfen nur durch anerkannte 

Sachkundige gemäß § 12 SüwVO Abw durchgeführt werden. 

 

(3) Nach § 7 S. 1 SüwVO Abw sind im Erdreich oder unzugänglich verlegte private Abwasserlei-

tungen zum Sammeln oder Fortleiten von Schmutzwasser oder mit diesem vermischten Nieder-

schlagswasser einschließlich verzweigter Leitungen unter der Kellerbodenplatte oder der Bo-

denplatte des Gebäudes ohne Keller sowie zugehörige Revisionsschächte oder Inspektionsöff-

nungen zu prüfen. Ausgenommen von der Prüfpflicht sind nach § 7 S. 2 SüwVO Abw Abwas-

serleitungen, die zur alleinigen Ableitung von Niederschlagswasser dienen und Leitungen, die in 

dichten Schutzrohren so verlegt sind, dass austretendes Abwasser aufgefangen und erkannt wird. 

 

(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine Zustands- und Funktionsprüfung bei 

privaten Abwasserleitungen durchzuführen ist, ergibt sich aus den §§ 7 - 9 SüwVO Abw. Nach § 

8 Abs. 2 und 6 SüwVO Abw hat der Eigentümer des Grundstückes bzw. Erbbauberechtigte pri-

vate Abwasserleitungen, die Schmutzwasser führen, nach ihrer Errichtung oder wesentlichen 

Änderung unverzüglich von Sachkundigen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 

auf deren Zustand und Funktionstüchtigkeit prüfen zu lassen. Die Prüfpflicht und -fristen für be-

stehende Abwasserleitungen ergeben sich im Übrigen aus § 8 Abs. 3 und Abs. 4 SüwVO Abw. 

  

(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 Abs. 1 SüwVO Abw nach den allgemein 

anerkannten Regeln der Technik durchgeführt werden. Nach § 8 Abs. 1 S. 4 SüwVO Abw gelten 

die DIN 1986 Teil 30 und DIN EN 1610 als allgemein anerkannte Regeln der Technik, soweit 

die SüwVO Abw keine abweichenden Regelungen trifft. 

  

(6) Nach § 9 Abs. 2 S. 1 SüwVO Abw ist das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung in einer 

Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw zu dokumentieren. Dabei sind der Bescheini-

gung die in § 9 Abs. 2 S. 2 SüwVO Abw genannten Anlagen beizufügen. Diese Bescheinigung 

nebst Anlagen ist der Stadt im Falle einer Anforderung unverzüglich nach Erhalt vom Sachkun-

digen durch den Grundstückseigentümer oder Erbbauberechtigten vorzulegen, damit eine zeitna-

he Hilfestellung durch die Stadt erfolgen kann. 

 

(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 auf Zustand und Funktionstüchtigkeit ge-

prüft worden sind, bedürfen nach § 11 SüwVO Abw keiner erneuten Prüfung, sofern Prüfung 

und Prüfbescheinigung den zum Zeitpunkt der Prüfung geltenden Anforderungen entsprochen 

haben. 

 

(8) Sanierungsnotwendigkeit und -zeitpunkt ergeben sich grundsätzlich aus § 10 Abs. 1 SüwVO 

Abw. Über mögliche Abweichungen von den Sanierungsfristen kann die Stadt gemäß § 10 Abs. 

2 S. 1 SüwVO Abw nach pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall entscheiden. 

 

§ 16 

Indirekteinleiterkataster 

(1) Die Stadt führt ein Kataster über Indirekteinleitungen, deren Beschaffenheit erheblich vom 

häuslichen Abwasser abweicht. 

 

(2) Bei Indirekteinleitungen im Sinne des Abs. 1 sind der Stadt mit dem Antrag nach § 14 Abs. 1 

die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge zu benennen. Bei bestehenden Anschlüssen hat dies 

innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Satzung zu geschehen. Auf Verlangen hat 

der Indirekteinleiter der Stadt Auskunft über die Zusammensetzung des Abwassers, den Abwas-

seranfall und die Vorbehandlung des Abwassers zu erteilen. Soweit es sich um genehmigungs-

pflichtige Indirekteinleitungen im Sinne des § 58 WHG und des § 58 LWG handelt, genügt in 

der Regel die Vorlage des Genehmigungsbescheides der zuständigen Wasserbehörde. 



 

 

14 

REESER AMTSBLATT, Ausgabe 20, Jahrgang 2016, vom 28.12.2016, Seite 14 

Herausgeber: Bürgermeister Rees, Rathaus, Markt 1, 46459 Rees 

 

 

§ 17 

Abwasseruntersuchungen 

(1) Die Stadt ist jederzeit berechtigt, Abwasseruntersuchungen vorzunehmen oder vornehmen zu 

lassen. Sie bestimmt die Entnahmestellen sowie Art, Umfang und Turnus der Probenahmen. 

 

(2) Die Kosten für die Untersuchungen trägt der Anschlussnehmer, falls sich herausstellt, dass ein 

Verstoß gegen die Benutzungsbestimmungen dieser Satzung vorliegt. 

 

§ 18 

Auskunfts- und Nachrichtenpflicht; Betretungsrecht 

(1) Der Grundstückseigentümer ist gemäß § 98 Abs. 1 LWG i.V.m. § 101 Abs. 1 WHG verpflichtet, 

der Stadt auf Verlangen die für den Vollzug dieser Satzung erforderlichen Auskünfte über Be-

stand und Zustand der haustechnischen Abwasseranlagen und Hausanschlussleitung zu erteilen. 

 

(2) Die Anschlussnehmer und Indirekteinleiter haben die Stadt unverzüglich zu benachrichtigen, 

wenn 

 

1. der Betrieb ihrer haustechnischen Abwasseranlagen durch Umstände beeinträchtigt wird, die 

auf Mängel der öffentlichen Abwasseranlage zurückzuführen sein können (z. B. Verstop-

fungen von Abwasserleitungen), 
2. Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage geraten sind oder zu geraten drohen, die den An-

forderungen nach § 7 nicht entsprechen, 

3. sich Art oder Menge des anfallenden Abwassers erheblich ändert, 

4. sich die der Mitteilung nach § 16 Abs. 2 zugrunde liegenden Daten erheblich ändern oder 

5. für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschluss- und Benutzungsrechtes entfallen. 

 

(3) Bedienstete der Stadt und Beauftragte der Stadt mit Berechtigungsausweis sind berechtigt, die 

angeschlossenen Grundstücke zu betreten, soweit dies zum Zweck der Erfüllung der städtischen 

Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser Satzung erforderlich ist. Die Eigentümer 

und Nutzungsberechtigten haben das Betreten von Grundstücken und Räumen zu dulden und 

ungehindert Zutritt zu allen Anlageteilen auf den angeschlossenen Grundstücken zu gewähren. 

Das Betretungsrecht gilt nach § 98 Abs. 1 S. 2 LWG auch für Anlagen zur Ableitung von Ab-

wasser, das der Stadt zu überlassen ist. Die Grundrechte der Verpflichteten aus Art. 2 Abs. 2 S. 

1 und 2 GG (Freiheit der Person), Art. 13 (Unverletzlichkeit der Wohnung) und Art. 14 GG (Ei-

gentum) sind insbesondere bezogen auf die Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG ge-

mäß § 124 LWG eingeschränkt. 

 

§ 19 

Haftung 

(1) Die Anschlussnehmer und Indirekteinleiter haben für eine ordnungsgemäße Benutzung der 

haustechnischen Abwasseranlagen nach den Vorschriften dieser Satzung zu sorgen. Sie haften 

für alle Schäden und Nachteile, die der Stadt infolge eines mangelhaften Zustandes oder einer 

satzungswidrigen Benutzung der haustechnischen Abwasseranlagen oder infolge einer sat-

zungswidrigen Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage entstehen. 

 

(2) In gleichem Umfang hat der Ersatzpflichtige die Stadt von Ersatzansprüchen Dritter freizustel-

len. 

 

(3) Die Stadt haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt hervorgerufen werden. Sie haftet 

auch nicht für Schäden, die dadurch entstehen, dass die vorgeschriebenen Rückstausicherungen 

nicht vorhanden sind oder nicht ordnungsgemäß funktionieren. 
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§ 20 

Berechtigte und Verpflichtete 

(1) Die Rechte und Pflichten, die sich aus dieser Satzung für Grundstückseigentümer ergeben, gel-

ten entsprechend für Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des Grundstückes dinglich 

Berechtigte sowie für die Träger der Baulast von Straßen, Wegen und Plätzen innerhalb der im 

Zusammenhang bebauten Ortsteile. 

 

(2) Darüber hinaus gelten die Pflichten, die sich aus dieser Satzung für die Benutzung der öffentli-

chen Abwasseranlage ergeben, für jeden, der 

  

1. berechtigt oder verpflichtet ist, das auf den angeschlossenen Grundstücken anfallende Ab-

wasser abzuleiten (also insbesondere auch Pächter, Mieter, Untermieter etc.) oder 

2. der öffentlichen Abwasseranlage tatsächlich Abwasser zuführt. 

 

(3) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 

 

§ 21 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 

1.  § 7 Abs. 1 und 2  

Abwässer oder Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage einleitet oder einbringt, deren Ein-

leitung oder Einbringung ausgeschlossen ist, 

2. § 7 Abs. 3 und 4 

Abwasser über den zugelassenen Volumenstrom hinaus einleitet oder hinsichtlich der Be-

schaffenheit und Inhaltsstoffe des Abwassers die Grenzwerte nicht einhält oder das Abwas-

ser zur Einhaltung der Grenzwerte verdünnt oder vermischt, 

3. § 7 Abs. 5 

 Abwasser ohne Einwilligung der Stadt auf anderen Wegen als über die Anschlussleitung ei-

nes Grundstückes in die öffentliche Abwasseranlage einleitet, 

4. § 8 

Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel, Heiz- oder Schmieröl sowie 

fetthaltiges Abwasser vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage nicht in entspre-

chende Abscheider einleitet, Abscheider nicht oder nicht ordnungsgemäß einbaut oder be-

treibt, Abscheidegut nicht in Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen Vorschriften ent-

sorgt oder der öffentlichen Abwasseranlage zuführt, 

5. § 9 Abs. 2 

 das Abwasser nicht in die öffentliche Abwasseranlage einleitet, 

6. § 9 Abs. 6 

in den im Trennsystem entwässerten Bereichen das Schmutz- und Niederschlagswasser 

nicht den jeweils dafür bestimmten Anlagen zuführt, 

7. § 11 

auf seinem Grundstück anfallendes Niederschlagswasser als Brauchwasser nutzt, ohne dies 

der Stadt angezeigt zu haben, 

8. §§ 12 Abs. 3, 13 Abs. 4 

 die Pumpenschächte, Inspektionsöffnungen oder Revisionsschächte nicht frei zugänglich 

hält, 

9. § 14 Abs. 1 

den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage ohne vorherige Zustimmung der Stadt 

herstellt oder ändert, 

10. § 14 Abs. 2 

den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes nicht oder nicht rechtzeitig 
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der Stadt mitteilt, 

11. § 15 Abs. 6 S. 3  

die Bescheinigung über das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung der Stadt 

entgegen § 15 Abs. 6 S. 3 dieser Satzung im Falle einer Anforderung nicht vorlegt, 

12. § 16 Abs. 2 

der Stadt die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge nicht oder nicht rechtzeitig be-

nennt oder auf ein entsprechendes Verlangen der Stadt hin keine oder nur eine unzu-

reichende Auskunft über die Zusammensetzung des Abwassers, den Abwasseranfall 

und die Vorbehandlung des Abwassers erteilt, 

13. § 18 Abs. 3 

die Bediensteten der Stadt oder durch die Stadt Beauftragten mit Berechtigungsaus-

weis daran hindert, zum Zweck der Erfüllung der städtischen Abwasserbeseitigungs-

pflicht oder zum Vollzug dieser Satzung die angeschlossenen Grundstücke zu betre-

ten, oder diesem Personenkreis nicht ungehinderten Zutritt zu allen Anlageteilen auf 

den angeschlossenen Grundstücken gewährt. 

 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer unbefugt Arbeiten an der öffentlichen Abwasseranlage 

vornimmt, Schachtabdeckungen oder Einlaufroste öffnet, Schieber bedient oder in einen 

Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage, etwa einen Abwasserkanal, einsteigt. 

 

(3) Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 und 2 können gemäß § 7 Abs. 2 GO i.V.m. § 117 OWiG 

mit einer Geldbuße bis zu 1.000 € geahndet werden. 

 

§ 22 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt vom 05.04.2011, 

zuletzt geändert am 09.12.2014, außer Kraft.  

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die öffentli-

che Abwasseranlage (Entwässerungssatzung) der Stadt Rees vom 20.12.2016 wird hiermit öffentlich 

bekannt gemacht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß § 7 

Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 

dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn,  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt,  

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,   

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet  

 oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei  

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 

Rees, den 20.12.2016 

 

Christoph Gerwers 

Bürgermeister 
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3. Gebührensatzung für die Abwasserbeseitigung in der Stadt Rees vom 20.12.2016 

Aufgrund §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

25.06.2015 (GV NRW S. 496), §§ 1, 2, 4, 6  und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 

Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

08.09.2015 (GV NRW S. 666), § 54 des Landeswassergesetzes NRW (LWG) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

08.07.2016 (GV NRW S. 559), des Abwasserabgabengesetzes (AbwAG) in der Fassung vom 

18.01.2005 (BGBl. I S. 114), zuletzt geändert durch Gesetz vom 01.06.2016 (BGBl. I S. 1290) sowie 

des Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz NRW (AbwAG-AG) vom 08.07.2016 (GV 

NRW S. 559), in Verbindung mit der Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und den An-

schluss an die öffentliche Abwasseranlage (Entwässerungssatzung) der Stadt Rees in der Fassung 

vom 20.12.2016 hat der Rat der Stadt Rees in seiner Sitzung am 20.12.2016 die folgende Satzung 

beschlossen:  

 

§ 1 

Finanzierung der städtischen Abwasseranlage 

(1) Zur Finanzierung der städtischen Abwasseranlage erhebt die Stadt Abwassergebühren. 

(2) Entsprechend § 1 Abs. 2 der Entwässerungssatzung der Stadt Rees vom 20.12.2016 stellt die 

Stadt zum Zweck der Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet die erforderlichen Anlagen als öf-

fentliche Einrichtung zur Verfügung (städtische Abwasseranlagen). Hierzu gehören der gesamte 

Bestand an personellen und sachlichen Mitteln, die für eine ordnungsgemäße Abwasserbeseiti-

gung erforderlich sind (z. B. Kanalnetz, Kläranlagen, Regenwasserversickerungsanlagen).   

 

(3) Die städtischen Abwasseranlagen bilden eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit, die auch bei 

der Bemessung der Abwassergebühren zugrunde gelegt wird.   

 

§ 2 

Abwassergebühren und Kleineinleiterabgaben 

 Für die Inanspruchnahme der städtischen Abwasseranlage erhebt die Stadt nach §§ 4 Abs. 2, 6 KAG 

und § 54 LWG Abwassergebühren (Benutzungsgebühren) zur Deckung der Kosten im Sinne des § 6 

Abs. 2 KAG sowie der Verbandslasten nach § 7 KAG.  

(1) In die Abwassergebühr wird nach § 2 Abs. 1 S. 2 AbwAG eingerechnet: 

- die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Stadt (§ 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 AbwAG), 

 

- die Abwasserabgabe für die Einleitung von Niederschlagswasser (§ 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 i.V.m. 

§ 1 Abs. 1 S. 2 AbwAG), 

- die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbänden auf die Stadt umgelegt wird ( § 2 Abs. 1 S. 

1 Nr. 3 AbwAG).  

(2) Die Abwasserabgabe für Kleineinleiter (§ 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 2  i.V.m. § 1 Abs. 1 S. 1 AbwAG) 

wird von demjenigen erhoben, der eine Kleinkläranlage betreibt, welche nicht den Anforderun-

gen des § 60 WHG und § 56 LWG entspricht.   

(3) Die Schmutz- und Niederschlagswassergebühren sind grundstücksbezogene Benutzungsgebüh-

ren und ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 KAG). 
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§ 3 

Gebührenmaßstäbe  

(1) Die Stadt erhebt getrennte Abwassergebühren für die Beseitigung von Schmutz- und Nieder-

schlagswasser.  

 

(2) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich als Verbrauchsgebühr nach dem Frischwassermaßstab 

(§ 4) und als Grundgebühr nach der Anzahl der Anschlüsse an die für die Schmutzwasserauf-

nahme bestimmten öffentlichen Leitungen (§ 6). 

 

(3) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich auf der Grundlage der Quadratmeter der bebauten 

(bzw. überbauten) und/oder befestigten Fläche auf den angeschlossenen Grundstücken, von de-

nen Niederschlagswasser abflusswirksam in die städtische Abwasseranlage gelangen kann (§ 5).  

 

§ 4 

Schmutzwassergebühren 

(1) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge des häuslichen und gewerblichen 

Schmutzwassers berechnet, das der Abwasseranlage von den angeschlossenen Grundstücken zu-

geführt wird. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter (cbm) Schmutzwasser.  

(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogene 

Frischwassermenge (§ 4 Abs. 3) und die aus privaten Wasserversorgungsanlagen gewonnene 

Wassermenge (§ 4 Abs. 4), abzüglich der auf dem Grundstück nachweisbar verbrauchten und 

zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht in die städtische Abwasseranlage eingeleitet werden 

(§ 4 Abs. 7). 

(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch den Wasserzähler des örtlichen 

Wasserversorgers ermittelt. Bei dem aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen 

Wasser gilt die im vorletzten Kalenderjahr mit dem Wasserzähler gemessene Wassermenge als 

Verbrauchsmenge. Hat ein Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert, so wird die Was-

sermenge von der Stadt unter Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres geschätzt. Die 

Übernahme, Speicherung und Nutzung der Daten des Wasserversorgers erfolgt, um dem Gebüh-

renpflichtigen die zweimalige Ablesung seines Wasserzählers zu ersparen. Sie dient der ord-

nungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt (§ 46 Abs. 1 LWG) und der 

Abwasserüberlassungspflicht durch den gebührenpflichtigen Benutzer (§ 48 LWG) sowie zur 

verursachergerechten Abrechnung und zum Nachweis der rechtmäßigen Erhebung der 

Schmutzwassergebühr. Insoweit hat der Grundstückseigentümer als Gebührenschuldner den da-

mit verbundenen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 

Grundgesetz) zu dulden. 

(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z. B. privaten Brunnen, Regen-

wassernutzungsanlagen und -sammelbehältern) hat der Gebührenpflichtige den Mengennach-

weis für das abgelaufene Kalenderjahr durch einen auf seine Kosten angeschafften und einge-

bauten, messrichtig funktionierenden Wasserzähler nach § 4 Abs. 7 Nr. 2 dieser Satzung zu füh-

ren. Der Nachweis über den messrichtig funktionierenden privaten Wasserzähler obliegt dem 

Gebührenpflichtigen. Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen Wasserzählers nicht 

zumutbar, so ist die Stadt berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Wassermengen zu 

schätzen (z. B. auf der Grundlage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Entnah-

memengen oder der Pumpleistung sowie Betriebsstunden der Wasserpumpe oder unter Berück-

sichtigung der statistischen Verbräuche im Stadtgebiet). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der 

Wasserzähler nicht messrichtig funktioniert.  

(5) Bei gewerblich genutzten Grundstücken kann die Stadt anstelle der Wassermesser nach Abs. 4 

zur Erfassung des in die Abwasseranlage eingeleiteten Abwassers den Einbau einer Abwasser-
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messanlage (induktive Durchflussmesser) fordern. Als Grundlage für die Bemessung der Ab-

wassergebühren dient beim Einsatz dieser Messanlage die Menge des von ihr registrierten Ab-

wassers. Die messrichtig funktionierenden Abwassermessanlagen sind vom Grundstückseigen-

tümer oder Erbbauberechtigten auf eigene Kosten anzuschaffen, einzubauen und zu unterhalten. 

Die Wassermenge wird geschätzt, wenn ein Wassermesser nicht bzw. nicht richtig angezeigt 

hat.  

 

(6) Der Beginn der Zuführung des aus privaten Wasserversorgungsanlagen stammenden Abwassers 

ist der Stadt vom Grundstückseigentümer oder Erbbauberechtigten unverzüglich mitzuteilen. Die 

hieraus entnommenen Wassermengen sowie die von den Abwassermessanlagen (induktive 

Durchflussmesser) registrierten Abwassermengen  sind unabhängig von den Ablesungen der Be-

auftragten der Stadt vom Grundstückseigentümer oder Erbbauberechtigten innerhalb einer Wo-

che nach Ablauf eines Kalenderjahres der Stadt schriftlich und unaufgefordert anzuzeigen. 

 

(7) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück anderweitig ver-

brauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen (sog. Wasserschwundmengen) abgezogen, die 

nachweisbar nicht dem öffentlichen Kanal zugeführt werden. Der Nachweis der Wasser-

schwundmengen obliegt den Gebührenpflichtigen. Der Gebührenpflichtige ist grundsätzlich ver-

pflichtet, den Nachweis durch eine auf seine Kosten angeschaffte und eingebaute, messrichtig 

funktionierende und geeignete Messeinrichtung in Anlehnung an das Mess- und Eichrecht  

(MessEG, Mess-EichV) zu führen: 

 

Nr. 1: Abwassermesseinrichtung  

Geeignete Abwassermesseinrichtungen sind technische Geräte, die in regelmäßigen Abständen 

kalibriert werden müssen. Die Kalibrierung ist nach den Herstellerangaben durchzuführen und 

der Stadt nachzuweisen, um die ordnungsgemäße Funktion der Abwassermesseinrichtung zu do-

kumentieren. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugsmen-

gen nicht statt. 

 

Nr. 2: Wasserzähler 

Ist die Verwendung einer Abwassermesseinrichtung im Einzelfall technisch nicht möglich oder 

dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat er den Nachweis durch einen auf seine Kosten 

eingebauten, messrichtig funktionierenden und geeichten Wasserzähler zu führen. Der Wasser-

zähler muss in Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess- und EichVO) alle 6 Jah-

re erneut geeicht werden oder durch einen neuen Wasserzähler mit einer Konformitätserklärung 

des Herstellers ersetzt werden. Aus der Konformitätserklärung muss sich ergeben, dass der Was-

serzähler messrichtig funktioniert. Der Nachweis über die messrichtige Funktion sowie Eichung 

des Wasserzählers obliegt dem Gebührenpflichtigen. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet 

eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 

  

Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 

Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung der Wasserschwundmengen 

technisch nicht möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat der Gebühren-

pflichtige den Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen zu führen. Aus diesen Unterlagen muss 

sich insbesondere ergeben, aus welchen nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der städti-

schen Abwassereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie groß diese Wassermengen sind. Die 

nachprüfbaren Unterlagen müssen geeignet sein, der Stadt eine zuverlässige Schätzung der auf 

dem Grundstück zurückgehaltenen Wassermengen zu ermöglichen. Sind die nachprüfbaren Un-

terlagen unschlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, werden die geltend gemachten Wasser-

schwundmengen nicht anerkannt.  
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Soweit der Gebührenpflichtige durch ein spezielles Gutachten bezogen auf seine Wasser-

schwundmengen den Nachweis erbringen will, hat er die gutachterlichen Ermittlungen vom In-

halt, von der Vorgehensweise und vom zeitlichen Ablauf vorher mit der Stadt abzustimmen. Die 

Kosten für das Gutachten trägt der Gebührenpflichtige.  

 

Wasserschwundmengen sind bezogen auf das Kalenderjahr durch einen schriftlichen Antrag 

bis zum 15.02. des nachfolgenden Jahres durch den Gebührenpflichtigen bei der Stadt geltend 

zu machen. Nach Ablauf dieses Datums findet eine Berücksichtigung der Wasserschwund-

mengen nicht mehr statt (Ausschlussfrist). Fällt der 15.02. des nachfolgenden Jahres auf einen 

Samstag oder Sonntag endet die Ausschlussfrist am darauf folgenden Montag. 

  

(8) Für Grundstücke, für die eine Verbrauchsmenge für ein Kalenderjahr nach Abs. 3 noch nicht 

festgestellt worden ist, wird die Verbrauchsgebühr als Vorausleistung erhoben. 

 

(9) Bei der Schätzung der Wassermenge nach Abs. 3 – 5 und der  Berechnung der Vorausleistung 

nach Abs. 8 wird ein Wasserverbrauch von 40 cbm für jede auf dem Grundstück lebende Per-

son und Jahr zugrunde gelegt. 

Als auf dem Grundstück lebende Personen gelten die Personen, die am 20.09. des dem Erhe-

bungszeitraum vorhergehenden Jahres auf dem Grundstück mit dem ersten Wohnsitz gemeldet 

waren. Falls nach diesem Stichtag ein Grundstück infolge des Neubaus eines Wohnhauses an 

die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen wird, gelten als auf dem Grundstück lebende 

Personen, die Personen, die das Wohnhaus nach dem Anschluss bewohnen. 

  

(10) Bei gewerblich genutzten Grundstücken wird die Vorausleistung nach Abs. 8 unter Berück-

sichtigung der Art des Betriebes und des vermutlich anfallenden Wasserverbrauchs geschätzt. 

 

(11) Die Vorausleistung nach Abs. 8 wird abgerechnet, sobald der tatsächliche Verbrauch für den 

Zeitraum feststeht, für die die Vorausleistung erhoben wurde. Den Nachweis über den tatsäch-

lichen Verbrauch hat der Grundstückseigentümer oder Erbbauberechtigte unverzüglich nach 

Ablauf des Verbrauchszeitraumes der Stadt vorzulegen. 

 

(12) Die nach der Schmutzwassermenge zu bemessende Abwassergebühr wird auf  Antrag als Vo-

rausleistung erhoben, wenn sich der Wasserverbrauch durch einen Eigentümerwechsel, eine 

Änderung der Anzahl der auf dem Grundstück lebenden Personen, den Abbruch oder Umbau 

eines Wohnhauses, die Eröffnung, Aufgabe oder Umstellung eines Betriebes sowie andere 

verbrauchsmindernde Ereignisse um mindestens 30 % verringert. 

 

§ 5 

Niederschlagswassergebühr 

(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Niederschlagswasser ist die Quadratmeterzahl der 

bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Grundstücksfläche, von der Niederschlagswas-

ser leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden abflusswirksam in die städtische Abwasseran-

lage gelangen kann. Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn von 

bebauten und/oder befestigten Flächen oberirdisch aufgrund des Gefälles Niederschlagswasser 

in die städtische Abwasseranlage gelangen kann. 

  

(2) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen werden im Wege der  Befragung 

der Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke ermittelt. Der Grundstückseigentümer ist ver-

pflichtet, der Stadt auf Anforderung die Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) 

und/oder befestigten sowie in die öffentliche Abwasseranlage abflusswirksamen Flächen auf 

seinem Grundstück mitzuteilen (Mitwirkungspflicht). Insbesondere ist er verpflichtet, zu einem 

von der Stadt vorgelegten Lageplan hierüber Stellung zu nehmen und mitzuteilen, ob die ab-
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flusswirksamen Flächen durch die Stadt zutreffend ermittelt wurden. Auf Anforderung der Stadt 

hat der Grundstückseigentümer einen Lageplan oder andere geeignete Unterlagen vorzulegen, 

aus denen sämtliche bebauten (bzw. überbauten)  und/oder befestigten Flächen entnommen wer-

den können. Die Stadt kann durch eine Überfliegung des Stadtgebietes Luftbilder von den 

Grundstücken erstellen und daraus einen zeichnerischen Lageplan zur Befragung des Grund-

stückseigentümers entwickeln, aus welchem sich die bebauten und/oder befestigten abflusswirk-

samen Flächen ergeben. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, dazu Stellung zu nehmen 

und mitzuteilen, ob die abflusswirksamen Flächen durch die Stadt zutreffend ermittelt worden 

sind. Soweit erforderlich, kann die Stadt die Vorlage weiterer Unterlagen fordern. Kommt der 

Grundstückseigentümer seiner Mitwirkungspflicht nicht nach oder liegen für ein Grundstück 

keine geeigneten Angaben/Unterlagen des Grundstückseigentümers vor, wird die bebaute (bzw. 

überbaute) und/oder befestigte sowie abflusswirksame Fläche von der Stadt geschätzt. Die Da-

tenerhebung, -speicherung und -nutzung erfolgt  zur ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasser-

beseitigungspflicht der Stadt (z. B. Planung und ausreichende Dimensionierung der öffentlichen 

Kanäle), zur verursachergerechten Abrechnung und zum Nachweis der rechtmäßigen Erhebung 

der Niederschlagswassergebühr. Insoweit hat der Grundstückseigentümer als Gebührenschuldner 

den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung zu dulden.  

  

(3) Wird die Größe der bebauten und/oder befestigten Fläche verändert, so hat der Grundstücksei-

gentümer dies der Stadt innerhalb eines Monats nach Abschluss der Veränderung anzuzeigen. 

Für die Änderungsanzeige gilt § 10 Abs. 2 entsprechend. Die veränderte Größe der bebauten 

und/oder befestigten Fläche wird mit dem 1. Tag des Monats berücksichtigt, nach dem die Än-

derungsanzeige durch den Gebührenpflichtigen der Stadt zugegangen ist. 

  

(4) Die angeschlossene Grundstücksfläche ist in folgende  Flächenarten zu untergliedern, für die 

folgende Abflussbeiwerte gelten:  

Abflussbeiwert 

Dachflächen 100 % 

a) Pflasterflächen, Fliesen, plattierte Flächen, Schwarzdecken oder Betonflächen 90 % 

b) Befestigte Fahr- und Gehwege ab 0,75 m Breite, jedoch nicht über 1,50 m Breite 80 %  

Die Fläche der jeweiligen Flächenart ist mit dem entsprechenden Abflussbeiwert zu multiplizie-

ren und das Ergebnis auf volle Quadratmeter (qm) abzurunden. Der sich aus dieser Rechnung er-

gebende Wert gilt als ermittelte Grundstücksfläche. 

  

(5) Berechnungseinheit ist ein qm der gemäß Abs. 4 ermittelten Grundstücksfläche. 

 

§ 6 

Grundgebühr 

 Als Anschluss gilt jede direkte Verbindung der Schmutzwasserleitung eines Bauwerkes mit dem 

Leitungsnetz der öffentlichen Abwasseranlage. Werden mehrere Bauwerke durch eine gemeinsame 

private Anschlussleitung, die mit der öffentlichen Abwasseranlage verbunden ist, entwässert, gilt 

die Schmutzwasserleitung eines jeden Bauwerkes zu der gemeinsamen privaten Anschlussleitung 

als Anschluss. 

 

§ 7 

Kleineinleiterabgabe 

(1) Die Kleineinleiterabgabe wird nach der Zahl der Bewohner des Grundstückes, die am 30.06. 

des dem Erhebungszeitraum vorhergehenden Jahres auf dem Grundstück mit dem ersten 

Wohnsitz gemeldet waren, festgesetzt. 

  

(2) Die nach § 4 Abs. 9 zum Stichtag 20.09. des dem Erhebungszeitraum vorhergehenden Jahres 

ermittelten Personenzahlen werden mit Ausnahme der folgenden Fälle nicht verändert: 
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a) Veränderungen in der Personenzahl, die zwischen dem 20.09. des Vorjahres und 31.03. des 

laufenden Jahres eintreten, werden ab dem 01.07. des laufenden Jahres berücksichtigt.  

b) Sterbefälle werden auf Antrag mit Beginn des dem Sterbetag folgenden Monats berücksich-

tigt. 

c) Auf Antrag bleiben Personen bei der Veranlagung unberücksichtigt für die Zeit, in der sie 

1. den Grundwehr- oder Ersatzdienst ableisten,  

2. in einem Heim oder einer Anstalt auswärtig untergebracht sind, 

3. als Studierende oder Auszubildende sich überwiegend auswärtig aufhalten, 

4. dauernd abwesend sind.  

   

§ 8 

Gebühren- und Abgabensatz 

(1) Die Gebühren im Sinne des § 2 Abs. 1 dieser Satzung betragen jährlich  

 a) je cbm für Schmutzwasser  1,79 €  

 b) je qm für Niederschlagswasser 1,24 € 

 

(2) Die Grundgebühr beträgt je Anschluss 40,73 € 

 

(3) Die Gebühren nach Abs. 1 und 2 ermäßigen sich um 15 % für die Grundstücke, die nicht an 

einer betriebsfertigen öffentlichen Abwasseranlage liegen, und für die der Grundstückseigen-

tümer 

 a) den Grundstücksanschluss und die Abwasserleitung in Form eines Drucksystems zum öf-

fentlichen Abwassernetz auf eigene Gefahr und Kosten hergestellt hat und  

 b) die Kosten für die Unterhaltung der Anlagen trägt sowie 

 c) einen Teilbeitrag zu den zentralen Entwässerungseinrichtungen geleistet hat. 

 

(4) Die Kleineinleiterabgabe beträgt je Bewohner im Jahr ab dem 01.01.1997           35,79 €. 

 

(5) Für Fremdeinleitungen, für die die Stadt gemäß § 9 AbwAG i.V.m.§ 54 Nr. 2 LWG abgaben-

pflichtig ist, werden Gebühren in Höhe der Abwasserabgabe erhoben, die im Abwasserabga-

benbescheid gemäß § 4 AbwAG für den jeweiligen Einleiter festgesetzt ist. 

 

§ 9 

Beginn und Ende der Gebühren- und Abgabenpflicht 

(1) Die Gebührenpflicht für die Beseitigung des Schmutzwassers beginnt mit dem 1. des Monats, 

der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt. Die Gebühren-

pflicht für die Beseitigung des Niederschlagswassers beginnt mit dem 1. des Monats, der  

 

a) auf den Anschluss des Grundstückes an die Abwasseranlage folgt, 

b) auf die Fertigstellung der bebauten oder sonstigen befestigten Flächen folgt, von denen Nie-

derschlagswasser oberirdisch über öffentliche oder private Verkehrsflächen der Abwasser-

anlage zugeführt wird.  

 

Veranlagungszeitraum ist das Kalenderjahr und bei Entstehung der Gebührenpflicht während 

eines Kalenderjahres der Restteil des Jahres.  

  

(2) Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen, beginnt die Gebühren-

pflicht nach dieser Satzung mit deren Inkrafttreten. 
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(3) Die Verpflichtung zur Leistung der Kleineinleiterabgabe beginnt mit dem 1. des Monats, der 

auf den Beginn der Einleitung folgt, frühestens mit dem Inkrafttreten dieser Satzung. Dies gilt 

entsprechend für Fremdeinleitungen. 

 

(4) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die Abwasseranlage oder der 

Beseitigung der Möglichkeit der oberirdischen Einleitung. Die Gebührenpflicht für die Klein-

einleiterabgabe und Fremdeinleitergebühr endet mit dem Wegfall der Klein- bzw. Fremdeinlei-

tung. Endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Monats, so wird die Benutzungsgebühr bis 

zum Ablauf des Monats erhoben, in dem die Veränderung erfolgt. 

 

§ 10 

Gebühren- und Abgabenpflichtige 

(1) Gebühren- und abgabenpflichtige sind 

a) der Grundstückseigentümer; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, auch der Erbbauberechtigte, 

b) der Nießbraucher oder sonstige zur Nutzung dinglich Berechtigte des Grundstückes, von 

dem die Benutzung der Abwasseranlage ausgeht bzw. auf oder von dem die Klein- oder 

Fremdeinleitung vorgenommen wird,  

c) der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflächenentwässerung. 

 

Mehrere Gebühren- bzw. Abgabenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 

 

(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Grundstückseigentümer vom 1. des Monats an 

gebühren- bzw. abgabenpflichtig, der dem Monat des Besitzüberganges folgt. Für sonstige Ge-

bühren- bzw. Abgabenpflichtige gilt dies entsprechend. Eigentums- bzw. Nutzungswechsel hat 

der bisherige Gebühren- bzw. Abgabenpflichtige der Stadt innerhalb eines Monats nach der 

Rechtsänderung schriftlich mitzuteilen. Wenn der bisherige Gebühren- bzw. Abgabenpflichtige 

die Mitteilung über den Eigentums- bzw. Nutzungswechsel versäumt, so haftet er für die Ge-

bühren bzw. Abgaben, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Stadt ent-

fallen, neben dem neuen Gebühren- bzw. Abgabenpflichtigen. 

 

§ 11 

Fälligkeit  

(1) Die Abwassergebühren und Kleineinleiterabgaben werden einen Monat nach Bekanntgabe des 

Gebühren- bzw. Abgabenbescheides fällig. Sie können zusammen mit anderen Abgaben erho-

ben werden. Erfolgt die Anforderung zusammen mit der Grundsteuer, so gilt deren Fälligkeit (§ 

28 Grundsteuergesetz).  

 

(2) Die Abrechnung der Gebühren sowie das Ablesen der Zähler erfolgt einmal jährlich, und zwar 

zum Jahresbeginn für das abgelaufene Kalenderjahr. Soweit erforderlich, kann sich die Stadt 

hierbei der Mitarbeit der Gebührenpflichtigen bedienen. 

 

(3) Die Stadt erhebt am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. jeden Kalenderjahres Abschlagszahlungen 

i.H.v. ¼ des Betrages der mit dem Gebührenbescheid festgelegten Jahresabwassergebühr. Die 

Gebühr entsteht am 01.01. des jeweiligen Kalenderjahres. 

 

§ 12 

Verwaltungshelfer  

Die Stadt ist berechtigt, sich bei der Anforderung von Gebühren der Hilfe des zuständigen Wasser-

versorgers oder eines anderen von ihr beauftragten Dritten zu bedienen. 
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§ 13 

Auskunftspflichten 

(1) Die Gebühren- und Abgabenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Gebühren und Abga-

ben erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie Daten und Unterlagen zu überlassen. Sie haben 

zu dulden, dass Beauftragte der Stadt das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen 

festzustellen oder zu überprüfen.   

  
(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus sonstigen Gründen nicht zu erlangen, so kann 

die Stadt die für die Berechnung maßgebenden Merkmale unter Berücksichtigung aller sachli-

chen Umstände schätzen oder durch einen anerkannten Sachverständigen auf Kosten des Gebüh-

ren- und Abgabenpflichtigen schätzen lassen. 

 

§ 14 

Billigkeits- und Härtefallregelung 

Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im Einzelfall besondere, insbesondere nicht beab-

sichtigte Härten, so können die Abwassergebühren und Abgaben gestundet, ermäßigt, niederge-

schlagen oder erlassen werden. 

  

§ 15 

Zwangsmittel 

Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei Zuwiderhandlungen gegen diese Satzung 

richtet sich nach den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW. 

  

§ 16 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2017  in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 15.12.1995, in der 

Fassung vom 15.12.2015,  außer Kraft. 

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Gebührensatzung für die Abwasserbeseitigung in der Stadt Rees vom 20.12.2016 

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß § 7 

Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 

dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn,  

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt,  

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,   

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet  

 oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei  

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 

Rees, den 20.12.2016 

 

Christoph Gerwers 

Bürgermeister 
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4. Satzung über die Entsorgung des Inhaltes von Grundstücksentwässerungsanlagen (Klein-

kläranlagen, abflusslose Gruben) der Stadt Rees vom 20.12.2016 

Aufgrund §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 25.06.2015 (GV NRW S. 496), §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 

Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

08.09.2015 (GV NRW S. 666), §§ 60 und 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in 

der Fassung vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.08.2016 

(BGBl. I S. 1972), §§ 43 ff. und 46 des Landeswassergesetzes NRW (LWG) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

08.07.2016 (GV NRW S. 559), der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO Abw) (GV 

NRW S. 602), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.07.2016 (GV NRW S. 559), des Gesetzes über 

Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1997 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

18.07.2016 (BGBl. I S. 1666), hat der Rat der Stadt Rees am 20.12.2016 folgende Satzung beschlos-

sen: 

 

§ 1 

Allgemeines 

(1) Die Stadt betreibt in ihrem Gebiet die Entsorgung des Inhaltes der Grundstücksentwässerungsan-

lagen als öffentliche Einrichtung. Diese bildet eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit.  

 

(2) Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser Satzung sind abflusslose Gruben und Klein-

kläranlagen für häusliches Schmutzwasser. Betreiber der Grundstücksentwässerungsanlage ist 

der Grundstückseigentümer.  

 

(3) Die Entsorgung umfasst die Entleerung der Anlage sowie Abfuhr und Behandlung der Anlagen-

inhalte. Zur Durchführung der Entsorgung kann sich die Stadt Dritter als Erfüllungsgehilfen be-

dienen.  

 

§ 2 

Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt liegenden Grundstückes ist vorbehaltlich der Ein-

schränkungen in dieser Satzung berechtigt, von der Stadt die Entsorgung des Inhaltes einer 

Grundstücksentwässerungsanlage und die Übernahme des Inhaltes zu verlangen (Anschluss- und 

Benutzungsrecht). 

 

(2) Bei landwirtschaftlichen Betrieben sind Kleinkläranlagen von der Entleerung ausgeschlossen, 

bei denen die Pflicht zum Abfahren und Aufbereiten des anfallenden Klärschlammes auf Antrag 

der Stadt vom Kreis Kleve als zuständige Behörde gemäß § 49 Abs. 5 S. 2 LWG auf den Nut-

zungsberechtigten des Grundstückes übertragen worden ist. Eine Übertragung auf den Nut-

zungsberechtigten ist nur möglich, wenn die Schlammbehandlung in der Kleinkläranlage den 

allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht und der Schlamm auf eigenbewirtschaftete 

Ackerflächen und unter Beachtung der geltenden abfall-, naturschutz- und bodenschutzrechtli-

chen Bestimmungen aufgebracht wird. 

 

§ 3 

Begrenzung des Benutzungsrechtes 

(1) Von der Entsorgung im Rahmen dieser Satzung ist Abwasser ausgeschlossen, das aufgrund sei-

ner Inhaltsstoffe 

1. die mit der Entleerung und Abfuhr beschäftigten Mitarbeiter verletzt oder Geräte und Fahr-

zeuge in ihrer Funktion beeinträchtigt, 
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2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige Personal gefährdet oder gesundheitlich 

beeinträchtigt,  

3. die öffentliche Abwasseranlage in ihrem Bestand angreift oder ihren Betrieb, die Funktions-

fähigkeit oder Unterhaltung gefährdet, erschwert, verteuert oder behindert, 

4. die Klärschlammbehandlung, -beseitigung oder -verwertung in der öffentlichen Abwasseran-

lage beeinträchtigt oder verteuert oder  

5. die Reinigungsprozesse der öffentlichen Abwasseranlage so erheblich stört, dass dadurch die 

Anforderungen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht eingehalten werden können. 

 

(2) Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, Grenzwerte einzuhalten, darf 

nicht erfolgen. 

 

§ 4 

Anschluss- und Benutzungszwang 

(1) Jeder anschlussberechtigte Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Entsorgung des Inhaltes 

der Grundstücksentwässerungsanlage ausschließlich durch die Stadt zuzulassen und den zu ent-

sorgenden Inhalt der Stadt zu überlassen (Anschluss- und Benutzungszwang). 

 

(2) Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt auch für das in landwirtschaftlichen Betrieben anfal-

lende häusliche Abwasser.  

 

(3) Die Stadt kann im Einzelfall den Grundstückseigentümer für das in landwirtschaftlichen Betrie-

ben anfallende Abwasser auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungszwang befreien, wenn die 

Voraussetzungen des § 49 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 LWG vorliegen oder die Abwasserbeseitigungs-

pflicht gemäß § 49 Abs. 5 S. 2 LWG gegeben sind. Hierzu muss der Grundstückseigentümer 

nachweisen, dass das Abwasser im Rahmen der pflanzenbedarfsgerechten Düngung auf land-

wirtschaftlich, forstwirtschaftlich  oder gärtnerisch genutzten Böden ohne Beeinträchtigung des 

Wohles der Allgemeinheit im Einklang mit den wasser-, abfall-, naturschutz- und immissions-

schutzrechtlichen Bestimmungen aufgebracht wird. Der Nachweis ist erbracht, wenn der Land-

wirt eine wasser-, abfall-, naturschutz- und immissionsschutzrechtliche Unbedenklichkeitsbe-

scheinigung der zuständigen Behörden vorlegt.  

 

§ 5 

Ausführung, Betrieb und Unterhaltung der Grundstücksentwässerungsanlage 

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist gemäß § 60 WHG und § 56 LWG nach den jeweils in 

Betracht kommenden Regeln der Technik zu bauen, zu betreiben und zu unterhalten. Die untere 

Umweltbehörde ordnet in ihrer Funktion als untere Wasserbehörde bei Bedarf die Sanierung an.  

 

(2) Die Grundstücksentwässerungsanlage und Zuwegung sind so zu bauen, dass die von der Stadt 

oder beauftragten Dritten eingesetzten Entsorgungsfahrzeuge mit vertretbarem Aufwand die 

Entleerung durchführen können. Die Grundstücksentwässerungsanlage muss frei zugänglich, 

der Deckel durch eine Person zu öffnen sein. 

 

(3) Der Grundstückseigentümer hat Mängel im Sinne des Abs. 2 nach Aufforderung der Stadt zu 

beseitigen und die Grundstücksentwässerungsanlage in einen ordnungsgemäßen Zustand zu 

bringen.  

 

§ 6 

Durchführung der Entsorgung 

(1) Der Inhalt von vollbiologischen Kleinkläranlagen ist bei einem Abfuhrbedarf, mindestens je-

doch im 2-jährigen Abstand zu entsorgen. Ein Abfuhrbedarf ist dann gegeben, wenn der 
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Schlammspeicher der Kleinkläranlage mindestens zu 50 % gefüllt ist. Das Nichtvorliegen eines 

Abfuhrbedarfs ist durch den Grundstückseigentümer gegenüber der Stadt durch Wartungsproto-

koll (mit einer integrierten Schlammspiegelmessung) einer von ihm beauftragten Wartungsfirma 

nachzuweisen. Liegt ein Abfuhrbedarf nachweisbar nicht vor, so wird die Abfuhr grundsätzlich 

um ein Jahr verschoben. Nach Ablauf dieses Jahres wird durch die Stadt erneut geprüft, ob ein 

Abfuhrbedarf besteht. Für diese Prüfung hat der Grundstückseigentümer der Stadt erneut ein ak-

tuelles Wartungsprotokoll (mit integrierter Schlammspiegelmessung) vorzulegen. Teilbiologi-

sche Kleinkläranlagen, die gemäß den Bestimmungen der DIN 4261 Teil 1 mit wasserrechtli-

cher Erlaubnis des Kreises Kleve in Form einer Ausnahmegenehmigung betrieben werden, müs-

sen alle 2 Jahre einmal entschlammt werden. Kleinkläranlagen, die nicht gemäß den Bestim-

mungen der DIN 4261 Teil 1 und ohne wasserrechtliche Erlaubnis betrieben werden (Altanla-

gen), müssen jährlich einmal entschlammt werden. Der Grundstückseigentümer hat die Entlee-

rung des Inhaltes der Kleinkläranlage rechtzeitig mündlich oder schriftlich zu beantragen.  

 

(2) Abflusslose Gruben sind bei einem Abfuhrbedarf, mindestens aber einmal im Jahr zu entleeren. 

Ein Bedarf liegt vor, wenn die abflusslose Grube bis 50 % des nutzbaren Speichervolumens an-

gefüllt ist. Ist die abflusslose Grube mit einer Füllstandsanzeige und Warnanlage ausgerüstet, so 

liegt ein Bedarf vor, wenn die abflusslose Grube bis auf 80 % des nutzbaren Speichervolumens 

angefüllt ist. Der Grundstückseigentümer hat die Entsorgung rechtzeitig mündlich oder schrift-

lich zu beantragen.  

 

(3) Auch ohne vorherigen Antrag und außerhalb des Entsorgungsplans kann die Stadt den Inhalt der 

Grundstücksentwässerungsanlage entsorgen, wenn besondere Umstände eine Entsorgung erfor-

dern oder die Voraussetzungen für eine Entsorgung vorliegen und ein Antrag auf Entsorgung 

unterbleibt. 

 

(4) Die Stadt bestimmt den genauen Zeitpunkt sowie die Art und Weise der Entsorgung. 

 

(5) Zum Entsorgungstermin hat der Grundstückseigentümer unter Beachtung der Vorgaben in § 5 

Abs. 2 die Grundstücksentwässerungsanlage freizulegen und die Zufahrt zu gewährleisten.  

 

(6)  Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach der Entleerung unter Beachtung der Betriebsan-

leitung, DIN-Vorschriften und wasserrechtlichen Erlaubnis wieder in Betrieb zu nehmen. 

 

(7) Der Anlageninhalt geht mit der Übernahme in das Eigentum der Stadt über. Die Stadt ist nicht 

verpflichtet, darin nach verlorenen Gegenständen zu suchen oder suchen zu lassen. Werden 

Wertgegenstände gefunden, sind sie als Fundsache zu behandeln. 

 

(8)  Die Behandlung und Beseitigung der Inhalte aus abflusslosen Gruben und Kleinkläranlagen 

erfolgt auf der Kläranlage des Abwasserbehandlungsverbandes Kalkar-Rees. 

 

§ 7 

Anmeldung und Auskunftspflicht 

(1) Der Grundstückseigentümer hat der Stadt das Vorhandensein von Kleinkläranlagen und abfluss-

losen Gruben anzuzeigen. Die für die Genehmigung einer derartigen Anlage vorhandenen bau- 

und wasserrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt. 

 

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der Stadt alle zur Durchführung dieser Satzung er-

forderlichen Auskünfte zu erteilen.  

 

(3) Erfolgt ein Eigentumswechsel bei dem Grundstück, so sind der bisherige und neue Eigentümer 

verpflichtet, die Stadt innerhalb von 2 Wochen nach der Rechtsänderung schriftlich zu benach-
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richtigen. 

 

§ 8 

Entleerung der Grundstücksentwässerungsanlagen und Betretungsrecht 

(1) Die Stadt hat gemäß § 46 Abs. 1 S. 2 Nr. 5 LWG die Pflicht, den Klärschlamm aus Kleinkläran-

lagen sowie gemäß § 46 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 LWG das Abwasser aus abflusslosen Gruben zu ent-

sorgen. Die Stadt kann hierzu auch Dritte beauftragen (§ 56 S. 3 WHG). Den Bediensteten so-

wie Beauftragten der Stadt ist gemäß § 98 Abs. 1 LWG zur Prüfung der Einhaltung der Vor-

schriften dieser Satzung ungehinderter Zutritt zu den in Frage kommenden Teilen des Grundstü-

ckes und der Grundstücksentwässerungsanlage zu gewähren. Die Beauftragten haben sich auf 

Verlangen durch einen von der Stadt ausgestellten Dienstausweis auszuweisen.  

 

(2) Der Grundstückseigentümer hat das Betreten und Befahren seines Grundstückes zum Zwecke 

der Entsorgung gemäß § 98 LWG zu dulden. 

 

§ 9 

Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen, die Schmutzwasser  

den Grundstücksentwässerungsanlagen zuleiten 

(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen, die Schmutzwasser 

privaten Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlage, abflusslose Grube) zuleiten, gilt 

die Verordnung zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen (SüwVO Abw). Private Abwas-

serleitungen sind gemäß den §§ 60 und 61 WHG, § 56 Abs. 1 LWG, § 8 Abs. 1 SüwVO Abw so 

zu errichten und zu betreiben, dass die Anforderungen an die Abwasserbeseitigung eingehalten 

werden. Hierzu gehört auch die ordnungsgemäße Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht 

nach § 48 LWG gegenüber der Stadt. 

 

(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasserleitungen dürfen nur durch anerkannte 

Sachkundige gemäß § 12 SüwVO Abw durchgeführt werden. 

 

(3) Nach § 7 S. 1 SüwVO Abw sind im Erdreich oder unzugänglich verlegte private Abwasserlei-

tungen zum Sammeln oder Fortleiten von Schmutzwasser oder mit diesem vermischten Nieder-

schlagswasser einschließlich verzweigter Leitungen unter der Kellerbodenplatte oder der Bo-

denplatte des Gebäudes ohne Keller sowie zugehörige Revisionsschächte oder Inspektionsöff-

nungen zu prüfen. Ausgenommen von der Prüfpflicht sind nach § 7 S. 2 SüwVO Abw Abwas-

serleitungen, die der alleinigen Ableitung von Niederschlagswasser dienen und Leitungen, die in 

dichten Schutzrohren so verlegt sind, dass austretendes Abwasser aufgefangen und erkannt wird. 

 

(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine Zustands- und Funktionsprüfung bei 

privaten Abwasserleitungen durchzuführen ist, ergibt sich aus den §§ 7 - 9 SüwVO Abw. Nach 

§ 8 Abs. 2 und 6 SüwVO Abw hat der Eigentümer des Grundstückes bzw. Erbbauberechtigte 

private Abwasserleitungen, die Schmutzwasser führen, nach ihrer Errichtung oder wesentlichen 

Änderung unverzüglich von Sachkundigen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 

auf deren Zustand und Funktionstüchtigkeit prüfen zu lassen. Die Prüfpflicht und -fristen für be-

stehende Abwasserleitungen ergeben sich im Übrigen aus § 8 Abs. 3 und 4 SüwVO Abw.  

 

(5)  Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 Abs. 1 SüwVO Abw nach den allgemein 

anerkannten Regeln der Technik durchgeführt werden. Nach § 8 Abs. 1 S. 4 SüwVO Abw gel-

ten die DIN 1986 Teil 30 und DIN EN 1610 als allgemein anerkannte Regeln der Technik, so-

weit die SüwVO Abw keine abweichenden Regelungen trifft.  

 

(6) Nach § 9 Abs. 2 S. 1 SüwVO Abw ist das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung in einer 

Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw zu dokumentieren. Dabei sind der Bescheini-
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gung die in § 9 Abs. 2 S. 2 SüwVO Abw genannten Anlagen beizufügen. Diese Bescheinigung 

nebst Anlagen ist der Stadt im Falle einer Anforderung durch den Grundstückseigentümer oder 

Erbbauberechtigten unverzüglich nach Erhalt vom Sachkundigen vorzulegen, damit eine zeitna-

he Hilfestellung durch die Stadt erfolgen kann.  

 

(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 auf Zustand und Funktionstüchtigkeit ge-

prüft worden sind, bedürfen nach § 11 SüwVO Abw keiner erneuten Prüfung, sofern Prüfung 

und Prüfbescheinigung den zum Zeitpunkt der Prüfung geltenden Anforderungen entsprochen 

haben. 

 

(8) Sanierungsnotwendigkeit und -zeitpunkt ergeben sich grundsätzlich aus § 10 Abs. 1 SüwVO 

Abw. Über mögliche Abweichungen von den Sanierungsfristen kann die Stadt gemäß § 10 Abs. 

2 S. 1 SüwVO Abw nach pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall entscheiden. 

 

§ 10 

Haftung 

(1) Der Grundstückseigentümer haftet für Schäden in Folge mangelhaften Zustandes oder unsach-

gemäßer Benutzung seiner Grundstücksentwässerungsanlage oder Zuwegung. In gleichem Um-

fang hat er die Stadt von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen solcher Schäden gel-

tend gemacht werden. 

 

(2) Kommt der Grundstückseigentümer seinen Verpflichtungen aus dieser Satzung nicht oder nicht 

ausreichend nach und ergeben sich hieraus Mehraufwendungen, ist er zum Ersatz verpflichtet. 

 

(3) Kann die in der Satzung vorgesehene Entsorgung wegen höherer Gewalt nicht oder nicht recht-

zeitig durchgeführt werden, hat der Grundstückseigentümer keinen Anspruch auf Schadenser-

satz oder Ermäßigung der Benutzungsgebühr. Im Übrigen haftet die Stadt im Rahmen der ge-

setzlichen Bestimmungen. 

 

§ 11 

Benutzungsgebühren 

(1) Die Stadt erhebt für die Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung zur Entsorgung des In-

haltes der Grundstücksentwässerungsanlage Benutzungsgebühren nach Maßgabe des KAG und 

dieser Satzung. 

 

(2) Maßstab für die Benutzungsgebühr ist die festgestellte Menge des abgefahrenen Anlageninhal-

tes. Zur Abfuhrmenge gehört auch das für das Absaugen erforderliche Spülwasser. Als Berech-

nungseinheit gilt der Kubikmeter (cbm) des abgefahrenen Anlageninhaltes, gemessen an der 

Maßeinrichtung des Abfuhrfahrzeuges. 

 

(3) Bei jeder Entsorgung ist die Menge des abzufahrenden Anlageninhaltes zu ermitteln und vom 

Grundstückseigentümer oder dessen Beauftragten zu bestätigen. Falls der Grundstückseigentü-

mer seinen Verpflichtungen gemäß § 6 nicht oder nicht ausreichend nachkommt und sich daraus 

Mehraufwendungen ergeben, ist er zum Ersatz der hierdurch bedingten Mehrkosten verpflichtet. 

 

(4) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Zeitpunkt der Abfuhr des Inhaltes bzw. des Auspumpens 

der Grundstücksentwässerungsanlage. 

 

(5)  Gebührenpflichtig ist der Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte oder sonst zur Nutzung 

des Grundstückes dinglich Berechtigte, auf dessen Grundstück die Kleinkläranlage bzw. ab-

flusslose Grube betrieben wird. Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. Ein 

Wechsel des Eigentums ist der Stadt vom bisherigen und neuen Gebührenpflichtigen innerhalb 
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von 2 Wochen nach der Rechtsänderung schriftlich anzuzeigen. Die Gebührenpflicht geht mit 

dem 1. des auf den Besitzübergang folgenden Monats auf den neuen Gebührenpflichtigen über. 

 

(6) Die Benutzungsgebühr wird durch Bescheid festgesetzt und ist einen Monat nach Bekanntgabe 

des Bescheides fällig. 

 

(7) Die Gebühren für die Entsorgung des Inhaltes von Grundstücksentwässerungsanlagen sind 

grundstücksbezogene Benutzungsgebühren und ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück 

(§ 6 Abs. 5 KAG NRW). 

 

§ 12 

Gebührensatz 

Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung des Inhaltes von Grundstücksentwässerungsanlagen be-

trägt: 

a) bei Kleinkläranlagen        26,50 €/cbm, 

b) bei abflusslosen Gruben   11,22 €/cbm. 

Die Gebühr versteht sich als Einheitssatz einschließlich Fahrzeuggestellung, Entleerung, Abfuhr und 

Beseitigung. 

 

§ 13 

Berechtigte und Verpflichtete 

Die sich aus dieser Satzung für den Grundstückseigentümer ergebenden Rechte und Pflichten gelten 

entsprechend auch für Wohnungseigentümer, Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des 

Grundstückes dinglich Berechtigte. Die sich aus den §§ 3, 4, 5, 6, 8 und 9 ergebenden Pflichten gel-

ten auch für jeden schuldrechtlich zur Nutzung Berechtigten sowie jeden tatsächlichen Benutzer. 

 

§ 14 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

a) Abwasser einleitet, das nicht den Anforderungen des § 3 entspricht, 

b) entgegen § 4 sich nicht an die Entsorgung anschließt oder sie nicht benutzt, 

c) Grundstücksentwässerungsanlagen nicht den Anforderungen des § 5 Abs. 2 entsprechend 

baut, betreibt oder unterhält oder einer Aufforderung der Stadt nach § 5 Abs. 3 zur Beseiti-

gung der Mängel nicht nachkommt, 

d) entgegen § 6 Abs. 1 und 2 die Entleerung nicht oder nicht rechtzeitig beantragt, 

e) entgegen § 6 Abs. 5 die Grundstücksentwässerungsanlage nicht freilegt oder die Zufahrt nicht 

gewährleistet, 

f) entgegen § 6 Abs. 6 die Grundstücksentwässerungsanlage nicht wieder in Betrieb nimmt, 

g) seiner Auskunftspflicht nach § 7 Abs. 2 und 3 sowie § 11 Abs. 5 nicht nachkommt, 

h) entgegen § 8 Abs. 2 den Zutritt nicht gewährt, 

i) entgegen § 8 Abs. 3 das Betreten und Befahren seines Grundstückes nicht duldet, 

j) entgegen § 9 Abs. 6 S. 3 im Falle einer Anforderung die Bescheinigung über Zustands- und 

Funktionsprüfung nicht vorlegt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 1.000 € geahndet werden (§ 7 Abs. 2 

GO i.V.m. § 117 OWiG). 
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§ 15 

Begriff des Grundstücks 

Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder zu-

sammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. 

  

§ 16 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 14.12.2005, in der 

Fassung vom 15.12.2015,  außer Kraft.  

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung über die Entsorgung des Inhaltes von Grundstücksentwässerungsanlagen 

(Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben) der Stadt Rees vom 20.12.2016 wird hiermit öffentlich be-

kannt gemacht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß § 7 

Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 

dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn,  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt,  

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,   

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet  

 oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei  

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 

Rees, den 20.12.2016 

 

Christoph Gerwers 

Bürgermeister 

5. Satzung zur Umlage der Kosten der Gewässerunterhaltung gemäß § 64 LWG NRW  

der Stadt Rees vom 20.12.2016 

 

Aufgrund §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

25.06.2015  (GV NRW S. 496), §§ 1, 2, 6, 7 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 

Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

08.09.2015 (GV NRW S. 666), §§ 39 - 42 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der 

Fassung vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585, zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.08.2016 (BGBl. I 

S. 1972), §§ 62 - 65 des Landeswassergesetzes NRW (LWG) in der Fassung vom 25.06.1995 (GV 

NRW S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.07.2016 (GV NRW S. 559) des Gesetzes über 

Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

21.10.2016 (BGBl. I S. 2372), hat der Rat der Stadt Rees in seiner Sitzung am  20.12.2016 die fol-

gende Satzung beschlossen: 
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§ 1 

Umfang der Unterhaltungspflicht bei Gewässern 

(1) Die Aufgabe der Gewässerunterhaltung für die Gewässer zweiter Ordnung („Issel und Neben-

flüsse wie Klevsche Landwehr und Wolfstrang“) im Gebiet der Stadt Rees obliegt dem Wasser- 

und Bodenverband „Untere Issel Süd“ gem. § 62 Abs. 3 LWG. Die gebietliche Ausdehnung des 

Wasser- und Bodenverbandes „Untere Issel Süd“ ergibt sich aus der Verbandssatzung. Die Ver-

bandsgrenzen sind aus der beigefügten Übersichtskarte, die als Anlage I Bestandteil dieser Sat-

zung ist, ersichtlich. Der Stadt werden hierfür durch den Wasser- und Bodenverband gemäß § 

64 Abs. 2 LWG Verbandsbeiträge auferlegt. Für alle weiteren Gewässer 2. Ordnung und sonsti-

gen Gewässer im Stadtgebiet Rees führt der Deichverband Bislich-Landesgrenze die Unterhal-

tung durch. 

 

(2) Zur Gewässerunterhaltungspflicht gehört gemäß § 39 Abs. 1 Nr. 1 - 5 WHG: 

 

- die Erhaltung des Gewässerbettes, auch zur Sicherung eines ordnungsgemäßen Wasserabflusses 

(§ 39 Abs. 1 Nr. 1 WHG),  

- die Erhaltung der Ufer, insbesondere durch Erhaltung und Neuanpflanzung einer standortge-

rechten Ufervegetation, sowie die Freihaltung der Ufer für den Wasserabfluss (§ 39 Abs. 1 Nr. 2 

WHG), 

- die Erhaltung der Schiffbarkeit von schiffbaren Gewässern mit Ausnahme der besonderen Zu-

fahrten zu Häfen und Schifffahrtsanlegestellen (§ 39 Abs. 1 Nr. 3 WHG), 

- die Erhaltung und Förderung der ökologischen Funktionsfähigkeit des Gewässers, insbesondere 

als Lebensraum von wild lebenden Tieren und Pflanzen (§ 39 Abs. 1 Nr. 4 WHG), 

- die Erhaltung des Gewässers in einem Zustand, der hinsichtlich der Abführung oder Rückhal-

tung von Wasser, Geschiebe, Schwebstoffen und Eis den wasserwirtschaftlichen Bedürfnissen 

entspricht (§ 39 Abs. 1 Nr. 5 WHG). 

 

Gemäß § 39 Abs. 2 S. 1 WHG muss sich die Gewässerunterhaltung an den Bewirtschaftungszie-

len nach Maßgabe der §§ 27 - 31 WHG ausrichten und darf die Erreichung dieser Ziele nicht ge-

fährden. Die Gewässerunterhaltung muss gemäß § 39 Abs. 2 S. 2 WHG den Anforderungen ent-

sprechen, die im Maßnahmenprogramm nach § 82 WHG an die Gewässerunterhaltung gestellt 

sind. Gemäß § 39 Abs. 2 S. 3 WHG ist bei der Gewässerunterhaltung der Erhaltung der Leis-

tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts Rechnung zu tragen; Bild und Erholungswert 

der Gewässerlandschaft sind zu berücksichtigen. 

 

(3) Gemäß § 61 S. 1 LWG erstreckt sich die Unterhaltung eines oberirdischen Gewässers auf das 

Gewässerbett und die Ufer. Zur Unterhaltung gehört nach § 61 S. 2 LWG auch die Freihaltung, 

Reinigung und Räumung des Gewässerbettes und der Ufer von Unrat, soweit es dem Umfang 

nach geboten ist. 

 

§ 2 

Umlage des Unterhaltungsaufwandes 

(1) Die Stadt legt die Verbandsbeiträge für die Gewässerunterhaltung der in § 1 genannten Gewäs-

ser gemäß § 64 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 und S. 2 LWG auf die Grundstücke im seitlichen Einzugsge-

biet um. Eine Umlage erfolgt auf der Grundlage des § 64 Abs. 1 S. 4 - 6 LWG nur, soweit die 

Kosten nicht durch Anteile der sog. Erschwerer (§§ 64 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 und S. 4 LWG) und Fi-

nanzierungshilfen des Landes (§§ 64 Abs. 1 S. 5 und 72 LWG) gedeckt sind.  

 

(2) Die Gewässerunterhaltungsgebühr beinhaltet nach § 64 Abs. 1 S. 2 LWG zusätzlich 

- die Personal- und Verwaltungskosten zur Durchführung der Umlage,  

- den Aufwand für die Ermittlung der Grundlagen sowie  

- die Kosten für das Gewässerkonzept (§ 74 Abs. 2 LWG). 
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§ 3  

Gebührenpflichtige  

(1) Gebührenpflichtig sind die Eigentümer von Grundstücken im seitlichen Einzugsgebiet des Ge-

wässers, in welchem das Grundstück gelegen ist (§ 64 Abs. 1 Ziff. 2 LWG). Dies sind alle 

Grundstücke innerhalb eines Bereiches von Wasserscheiden, von denen aus ein Zufluss des 

Wassers zum Gewässer erfolgen kann. Ein Grundstück kann auch zu mehreren seitlichen Ein-

zugsgebieten gehören. Auf einen unmittelbaren Zufluss zum Gewässer kommt es nicht an. Ent-

scheidend ist allein die Lage des Grundstückes im seitlichen Einzugsgebiet des Gewässers. Ist 

das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentümers der Erb-

bauberechtigte (§ 64 Abs. 1 S. 3 LWG). Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuld-

ner. 

 

(2) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Buchgrundstück.  

 

(3) Ein Wechsel des Eigentums ist der Stadt vom bisherigen und neuen Gebührenpflichtigen inner-

halb von einem Monat nach der Rechtsänderung schriftlich anzuzeigen. Die Gebührenpflicht 

des neuen Gebührenpflichtigen beginnt am 1. des auf den Besitzübergang folgenden Monats. 

Wenn der bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Eigentumswechsel versäumt, so 

haftet er für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Stadt 

entfallen, neben dem neuen Gebührenpflichtigen.  

 

§ 4 

Gebührenmaßstab 

(1) Die Gebühr bemisst sich gemäß § 64 Abs. 1 S. 8 LWG pro Quadratmeter (qm) Grundstücksflä-

che. Dabei werden die Kosten der Gewässerunterhaltung (§ 2) gemäß § 64 Abs. 1 S. 7 LWG zu 

90 % auf die versiegelten Flächen und zu 10 % auf die übrigen (unversiegelten) Flächen umge-

legt.  

 

(2) Versiegelte Flächen im Sinne des § 64 Abs. 1 S. 7 LWG sind alle Flächen, auf denen bauliche 

Anlagen jedweder Art oder sonstige vom natürlichen Wasserabfluss abweichende Versiegelun-

gen des Bodens vorzufinden sind, insbesondere die Befestigung durch Beton, Asphalt, Schotter 

oder ähnliche Materialien. 

 

(3) Übrige Flächen im Sinne des § 64 Abs. 1 S. 7 LWG sind alle unversiegelten Flächen, die eine 

natürliche Bodenbeschaffenheit aufweisen, insbesondere Rasen, Blumenbeete, Wiesen, Äcker, 

Weiden und Wald.  

 

(4) Die Stadt erstellt durch eine Überfliegung des Stadtgebietes Luftbilder von den Grundstücken. 

Damit wird ein zeichnerischer Lageplan zur Befragung des Gebührenpflichtigen entwickelt, aus 

welchem sich die versiegelten und übrigen (unversiegelten) Flächen ergeben. Der Gebühren-

pflichtige ist verpflichtet, dazu Stellung zu nehmen und mitzuteilen, ob die abflusswirksamen 

Flächen durch die Stadt zutreffend ermittelt worden sind (Mitwirkungspflicht). Alternativ kön-

nen die Flächengrößen auch im Wege der Selbstauskunft der Gebührenpflichtigen ermittelt wer-

den. Hierzu ist von den Gebührenpflichtigen auf Anforderung durch die Stadt ein ausgefüllter 

Erklärungsbogen über die Größe der versiegelten und übrigen (unversiegelten) Flächen vorzule-

gen. Soweit erforderlich, kann die Stadt die Vorlage weiterer Unterlagen anfordern. Bei Grund-

stücken, für die keine bzw. keine prüffähigen Angaben der Gebührenpflichtigen vorliegen, wird 

die versiegelte und übrige (unversiegelte) Fläche von der Stadt im Wege der Schätzung ermit-

telt. Die Datenerhebung, -speicherung und -nutzung erfolgt zur verursachergerechten Abrech-

nung der Gewässerunterhaltungsgebühr gemäß § 64 Abs. 1 LWG und zum Nachweis der recht-

mäßigen Erhebung. Insoweit hat der Gebührenpflichtige den damit verbundenen Eingriff in das 
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Recht auf informationelle Selbstbestimmung zu dulden.  

 

(5) Ändert sich die versiegelte oder übrige, nicht versiegelte Fläche des Grundstückes, so hat der 

Gebührenpflichtige die neuen Flächen innerhalb eines Monats nach Änderung der Stadt anzu-

zeigen. Abs. 4 gilt entsprechend. 

 

§ 5 

Gebührensätze 

(1) Der Gebührensatz für Grundstücke im seitlichen Einzugsgebiet des Wasser- und Bodenverban-

des „Untere Issel Süd“ beträgt pro Jahr: 

- für versiegelte Flächen je qm: 0,0577 € (5,7679 €/Ar) 

- für unversiegelte Flächen je qm: 0,0002 € (0,0238 €/Ar) 

 

(2) Die Gebühren für die Umlegung des Unterhaltungsaufwandes der Stadt Rees für fließende Ge-

wässer sind grundstücksbezogene Benutzungsgebühren und ruhen als öffentliche Last auf dem 

Grundstück (§ 6 Abs. 5 KAG).   

 

§ 6 

Festsetzung und Fälligkeit 

(1) Die Gebühren werden für ein Kalenderjahr (01.01. - 31.12.) durch Abgabenbescheid festgesetzt. 

Der Bescheid kann mit anderen Abgaben verbunden sein.  

 

(2) Die Gebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 

 

(3) Bei Jahresbescheiden ist die Gebühr zu je 1/4 des Jahresbetrages am 15.02., 15.05., 15.08. und 

15.11. fällig. Die §§ 28 und 31 des Grundsteuergesetzes gelten entsprechend. 

 

§ 7 

Mitwirkungspflicht, Betretungsrecht 

Die Gebührenpflichtigen haben alle für das Errechnen der Gebühr erforderlichen Auskünfte zu ertei-

len und zu dulden, dass Mitarbeiter oder Beauftragte der Stadt mit Berechtigungsausweis die Grund-

stücke betreten können, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen.  

 

§ 8 

Beginn und Ende der Gebührenpflicht 

(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, der auf den Zeitpunkt folgt, zu dem die 

Voraussetzungen gemäß § 64 Abs. 1 Ziff. 2 LWG vorliegen. Sollten die Voraussetzungen beim 

Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen, beginnt die Gebührenpflicht nach dieser Satzung 

mit deren Inkrafttreten. 

 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall der Voraussetzungen gemäß § 64 Abs. 1 Ziff. 2 

LWG. Endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Monats, so wird die Gebühr bis zum Ablauf 

des Monats erhoben, in dem die Veränderung erfolgt. 

 

§ 9 

Verwaltungshelfer  

Die Stadt ist berechtigt, sich bei der Anforderung von Gebühren der Hilfe eines von ihr beauftragten 

Dritten zu bedienen. 
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§ 10 

Billigkeits- und Härtefallregelung 

Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im Einzelfall besondere, insbesondere nicht beab-

sichtigte Härten, so können die Gebühren gestundet, ermäßigt, niedergeschlagen oder erlassen wer-

den.  

 

§ 11 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Gebührenpflichtiger entgegen  

 

a) § 5 Abs. 4 seinen Mitteilungspflichten nicht nachkommt oder Veränderungen hinsichtlich der 

 Zuordnung zu den einzelnen Flächenarten nicht oder nicht rechtzeitig anzeigt, 

b) § 8 Abs. 1 die zur Errechnung der Gebühren erforderlichen Auskünfte nicht erteilt, 

c) § 8 Abs. 2 Beauftragte der Stadt daran hindert, das Grundstück zu betreten, um Bemessungs-

grundlagen festzustellen oder zu überprüfen.  

 

(2) Die Ordnungswidrigkeiten werden mit einer Geldbuße bis zu 1.000 € geahndet. 

 

§ 12 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2017  in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 14.12.2011, in der 

Fassung vom 15.12.2015,  außer Kraft.  

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung zur Umlage der Kosten der Gewässerunterhaltung gemäß § 64 LWG NRW 

der Stadt Rees vom 20.12.2016 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß § 7 

Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 

dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn,  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt,  

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,   

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet  

 oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei  

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 

Rees, den 20.12.2016 

 

Christoph Gerwers 

Bürgermeister 
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6. 4. Änderung der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreini-

gungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) in der Stadt Rees vom 

20.12.2016 

Aufgrund § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung vom 

14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.06.2015 (GV NRW S. 496), §§ 

3 und 4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen (StrReinG) vom 18.12.1975 (GV 

NRW S. 706), zuletzt geändert durch Gesetz vom 02.10.2014 (GV NRW S. 622) und §§ 4 und 6 des 

Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW 

S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.09.2015 (GV NRW S. 666), hat der Rat der Stadt 

Rees in seiner Sitzung am 20.12.2016 folgende Satzung zur Änderung der Satzung über die Straßen-

reinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensat-

zung) in der Stadt Rees vom 15.12.2015 beschlossen: 

 

§ 1  

In § 6 Abs. 4 werden die Gebührensätze wie folgt geändert:  

 

      Reinigungsklasse     Straßenart                           Häufigkeit der Reinigung 

                                                                    1 x wöchentl.  3 x wöchentl.  monatlich 

     ------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

      R1                          Anliegerstraße                       

                                     Reinigung Stadt Rees          3,13 €             9,39 €             0,78 € 

      R2                          innerörtliche Straße              

                                     Reinigung Stadt Rees          2,82 €             8,45 €             0,70 € 

      R3                          überörtliche Straße              

                                     Reinigung Stadt Rees          2,50 €             7,51 €             0,63 € 

 

In § 6 Abs. 5 wird der Gebührensatz wie folgt geändert:  

 

Reinigungsklasse    W1 (Winterwartung durch die Stadt Rees):   1,28 €  

 

§ 2 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft.  

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung 4. Änderung der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 

Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) in der Stadt Rees vom 

20.12.2016 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß § 7 

Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 

dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn,  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt,  

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,   

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet  

 oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei  

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 

Rees, den 20.12.2016 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10664&val=10664&seite=496&sg=0&menu=1
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Christoph Gerwers 

Bürgermeister 

7. Fünfte Satzung zur Änderung der Satzung über die Belegung der Kommunalfriedhöfe der 

Stadt Rees -Friedhofssatzung- vom 20.12.2016 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

25.06.2015 (GV NRW S. 496) sowie § 4 des Gesetzes über das Friedhofs- und Bestattungswesen 

(Bestattungsgesetz – BestG NRW) vom 17.06.2003 in der Fassung der Bekanntmachung vom 

30.06.2003 (GV NW S. 313), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.07.2014 (GV NRW S. 405) hat 

der Rat der Stadt Rees am 20.12.2016 folgende Satzung beschlossen: 

 

§ 1 

§ 8 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

Erdbestattungen müssen innerhalb von zehn Tagen nach Eintritt des Todes durchgeführt werden. Die 

Totenasche ist innerhalb von sechs Wochen nach der Einäscherung beizusetzen. Verstorbene, die 

nicht innerhalb von zehn Tagen nach Eintritt des Todes, Aschen, die nicht innerhalb von sechs Wo-

chen nach der Einäscherung beigesetzt sind, werden auf Kosten des Bestattungspflichtigen in einem 

Reihengrab/Reihenurnengrab bestattet.  

 

§ 2 

§ 9 erhält folgende Überschrift: 

Bestattungsarten 

 

§ 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

Bestattungen sind in Särgen, Urnen, auf einem Aschestreufeld oder in einem Leinen-/Leichentuch 

vorzunehmen. Bestattungen in einem Leinen-/Leichentuch sind nur zulässig, wenn der Leichnam vor 

der Beisetzung in einem Sarg bis zur Grabstelle gebracht wird.  

 

§ 3 

§ 13 Abs. 2 wird wie folgt ergänzt: 

j) Wahlgrabstätten für muslimische Verstorbene, 

k) Wahlgrabstätten für yezidische Verstorbene. 

 

§ 4 

Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft.       

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende fünfte Satzung zur Änderung der Satzung über die Belegung der Kommunalfriedhö-

fe der Stadt Rees  -Friedhofssatzung-  vom 20.12.2016 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß § 7 

Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 

dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn,  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt,  

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,   

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet  
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 oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei  

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 

Rees, den 20.12.2016 

 

Christoph Gerwers 

Bürgermeister 

8. 5. Änderung der Satzung der Stadt Rees über die Erhebung von Friedhofsgebühren 

(Friedhofsgebührensatzung) vom 20.12.2016 

 

Aufgrund §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fas-

sung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.06.2015 (GV NRW 

S. 496), §§ 1 und 4 - 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land NRW (KAG) vom 21.10.1969 

(GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.09.2015 (GV NRW S. 666), § 4 des Be-

stattungsgesetzes NRW vom 17.06.2003 (GV NRW 313), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

09.07.2014 (GV NRW S. 405),  sowie der Satzung über die Belegung der Kommunalfriedhöfe der 

Stadt Rees (Friedhofssatzung) vom 15.09.1992, zuletzt geändert durch Satzung vom 20.12.2016, hat 

der Rat der Stadt Rees in seiner Sitzung am 20.12.2016 folgende Satzung zur Änderung der Fried-

hofsgebührensatzung der Stadt Rees in der Fassung vom 15.12.2015 beschlossen: 

 

§ 1 

Der Gebührentarif zu § 1 erhält folgende Fassung:  

Die Gebühren ergeben sich aus dem anliegenden Gebührentarif, der Bestandteil dieser Satzung ist.  

 

§ 2 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende 5. Änderung der Satzung der Stadt Rees über die Erhebung von Friedhofsgebühren 

(Friedhofsgebührensatzung) vom 20.12.2016 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß § 7 

Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 

dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn,  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt,  

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,   

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet  

 oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei  

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 

Rees, den 20.12.2016 

 

Christoph Gerwers 

Bürgermeister 
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10664&val=10664&seite=496&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10664&val=10664&seite=496&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15201&vd_back=N666&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15201&vd_back=N666&sg=0&menu=1
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Friedhofsgebührensatzung der Stadt Rees (Gebührentarif)  

 
     Satzungsdatum / 20.12.2016 

  Inkrafttreten 01.01.2017 

1.  Gebühren für Erwerb oder Erweiterung des Nutzungsrechtes an Grabstätten   

1.1. Reihengräber (Erwerb des Nutzungsrechtes für 25 Jahre)   

1.1.1. für Totgeburten und Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr je Grabstelle 619,00 € 

1.1.2. für Verstorbene vom Beginn des 6. Lebensjahres an je Grabstelle 919,00 € 

1.1.3. für Urnengräber je Grabstelle 436,00 € 

1.1.4 für Urnengemeinschaftsgräber je Grabstelle  460,00 € 

1.1.5 für Urnenbaumbestattungen je Grabstelle  412,00 € 

1.1.6 für das Aschestreufeld je Grabstelle  400,00 € 

1.2. Wahlgräber einschl. muslimischer und yezidischer Gräber (Erwerb des Nutzungsrechtes für 25 Jahre)   

1.2.1 für ein Erdwahlgrab je Grabstelle 1.257,00 € 

1.2.2 für ein Urnenwahlgrab je Grabstelle 461,00 € 

1.2.3 für die Kammer einer Urnenstele je Grabstelle  534,00 € 

1.2.4 für die Verlängerung je Jahr und Grabstelle 1/25 der im Zeitpunkt der Verlängerung gültigen Gebühr    

   für den Ersterwerb des Nutzungsrechtes    

2. Gebühren für die Grabbereitung und Bestattung    

2.1. für Totgeburten und Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr je Grabstelle 429,00 € 

2.2. für Verstorbene vom Beginn des 6. Lebensjahres an je Grabstelle 858,00 € 

2.3. für die Beisetzung einer Urne  215,00 € 

2.4 für das Verbringen in der Kammer einer Urnenstele  108,00 € 

2.5 für das Verstreuen auf dem Aschestreufeld  54,00 € 

3. Gebühren für die Pflege von anonymen Reihengräbern und neuen Grabarten    

  für 25 Jahre (zzgl. zu den Tarifstellen unter 1.1 und 1.2.3)   

3.1. für Totgeburten und Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr je Grabstelle 198,00 € 

3.2. für Verstorbene vom Beginn des 6. Lebensjahres an je Grabstelle 572,00 € 

3.3. für Urnengräber je Grabstelle 64,00 € 

3.4 für Urnenstelen je Grabstelle  844,00 € 

3.5 für Urnengemeinschaftsgräber je Grabstelle  767,00 € 

3.6 für Urnenbaumbestattungen je Grabstelle  82,00 € 

3.7 für das Aschestreufeld je Grabstelle  16,00 € 

3.8 bei der Verlängerung des Nutzungsrechtes an einer Urnenstele je Jahr und Grabstelle 1/25 der    

   im Zeitpunkt der Verlängerung gültigen Gebühr   

4. Nebenleistungen    

4.1. Abdeckung einer Grabstelle mit Grabmatten bei einer Erdbestattung 30,00 € 

4.2. Abdeckung einer Grabstelle mit Grabmatten bei einer Urnenbestattung 15,00 € 

4.3. für das Abräumen der Bepflanzung auf Gräbern aus Anlass einer Bestattung oder Umbettung 60,00 € 

   (Wechselbepflanzung und kleine Sträucher)   

4.4. Zuschlag für Beerdigungen an einem Samstag 150,00 € 

5. Gebühren für die Benutzung der Friedhofshallen   

5.1. Benutzung der Leichenzellen ohne Kühlung je angefangenen Tag 25,00 € 

5.2. Benutzung der Leichenzellen mit Kühlung je angefangenen Tag 50,00 € 

5.3. Benutzung der Trauerhalle 50,00 € 

6. Gebühren für Ausgrabungen und Umbettungen    

6.1. für Ausgrabungen bei einer Ruhefrist bis zu 5 Jahren  1.000,00 €  

6.2. für Ausgrabungen bei einer Ruhefrist von 5 - 10 Jahren     900,00 €  

6.3. für Ausgrabungen bei einer Ruhefrist von mehr als 10 Jahren     700,00 €  

6.4. für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr reduzieren sich die Gebühren nach den   

   Tarifstellen 6.1 - 6.3 um 30 %   

6.5. für die Ausgrabung einer Urne 215,00 € 

6.6. für einen tiefergelegenen Sarg aus einem Tiefengrab erhöhen sich die Gebühren nach den    

   Tarifstellen 6.1 - 6.3 um 50 % 

 6.7. bei einer Umbettung auf demselben oder einen anderen Kommunalfriedhof zusätzlich    

   Gebühren für die Wiederbestattung nach Tarifstelle 2   

6.8. bei einer Umbettung von einem auf einen anderen Kommunalfriedhof zusätzlich Transportgebühr      100,00 €  

7. Gebühren für sonstige Leistungen    

7.1. Genehmigung zur Errichtung oder Veränderung von Grabsteinen und -einfassungen        25,00 €  

7.2.  Übersendung einer Urne       25,00 €  

7.3 Gravur der Namenstafel (Name, Geburts- und Sterbejahr) beim Urnengemeinschaftsgrab      100,00 €  

7.4 Gravur der Namenstafel (Name, Geburts- und Sterbejahr) beim Baumbestattungsgrab      120,00 € 
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9. Änderung der Gebührensatzung für die Abfallentsorgung der Stadt Rees vom 20.12.2016 

Aufgrund § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung 

vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.06.2015 (GV NRW S. 

496), §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land NRW (KAG) vom 21.10.1969 (GV 

NRW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.09.2015 (GV NRW S. 666) und § 22 der Sat-

zung über die Abfallentsorgung in der Stadt Rees vom 09.12.2014, hat der Rat der Stadt Rees in sei-

ner Sitzung am 20.12.2016 folgende Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die Abfallent-

sorgung in der Stadt Rees in der Fassung vom 15.12.2015 beschlossen: 

 

§ 1 

§ 4 Abs. 2 - 4 und 6 erhalten folgende Fassung: 

 

(2) Die Jahresgebühren betragen für einen Restabfallbehälter (grau) bei 14-täglicher Entleerung von: 

        60 l 95,74 € 

        80 l                                                          127,65 € 

      120 l 191,48 € 

      240 l                     382,96 € 

      770 l                              1.228,66 € 

   1.100 l                                          1.755,23 € 

 
(3) Die Jahresgebühren betragen für einen Restabfallbehälter (grau) bei wöchentlicher Entleerung von: 

         770 l                                              2.457,32 € 

      1.100 l 3.510,46 € 

 
(4) Die Jahresgebühren betragen für einen Restabfallbehälter (grau) bei monatlicher Entleerung von:  

         770 l 614,33 € 

      1.100 l                        877,61 € 

 
(6) Die Jahresgebühren einer Biotonne (braun) für pflanzliche Abfälle aus Küche, Garten-, Landschafts- und 

Parkanlagenpflege betragen bei 14-täglicher Entleerung von 

120 l 88,61 € 

240 l 177,22 € 

 

§ 2 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft.  

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung Änderung der Gebührensatzung für die Abfallentsorgung der Stadt Rees 

vom 20.12.2016 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß § 7 

Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 

dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn,  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt,  

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,   

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet  

 oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10664&val=10664&seite=496&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10664&val=10664&seite=496&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15201&vd_back=N666&sg=0&menu=1
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Rees, den 20.12.2016 

 

Christoph Gerwers 

Bürgermeister 

10. Gebührenordnung für besondere Serviceleistungen des Standesamtes der Stadt Rees vom 

20.12.2016 

Aufgrund des § 2 Abs. 3 des Gebührengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 23.08.1999 

(GV NW S.524), zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 836), und § 7 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 

14.07.1994 (GV NW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. 

NRW. S. 496), den §§ 1 und 4 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 

(KAG) vom 21.10.1969 (GV NW S. 712/SGV NW 610), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 8 

des Gesetzes vom 8. September 2015 (GV. NRW. S. 666), sowie dem § 72 des Personenstandsgeset-

zes vom 19.02.2007, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. November 2015 (BGBl. 

I S. 2010) hat der Rat der Stadt Rees in seiner Sitzung am 20.12.2016 folgende Erste Änderung der 

Gebührenordnung beschlossen: 

 

§ 1 

§ 2 erhält folgende Fassung: 

 

§ 2 Gebühren 

Für Eheschließungen/Begründungen einer Lebenspartnerschaft außerhalb des Standesamtes und au-

ßerhalb der Öffnungszeiten sind wie folgt Gebühren zu entrichten: 

1. Eheschließung/Begründung einer Lebenspartnerschaft im ehemaligen Amtsgericht, Sahlerstr. 2 

sowie in der Kasematte unterhalb des Koenraad Bosman Museums, Am Bär 1 135,00 € 

2. Eheschließung/Begründung einer Lebenspartnerschaft auf dem Schiff „Stadt Rees“  

  96,00 € 

 

§ 2 

Diese Änderung der Gebührenordnung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 

Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Gebührenordnung für besondere Serviceleistungen des Standesamtes der Stadt Rees 

vom 20.12.2016 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß § 7 

Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 

dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn,  

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt,  

b) diese Gebührenordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,   

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet  

 oder  
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d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei  

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 

Rees, den 20.12.2016 

 

 

 

 

 

Christoph Gerwers 

Bürgermeister 
 

 

 
 

 

 

 


